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Vorwort

Die 15., überarbeitete Auflage des seit über 40 Jahren bewährten Fachbuchs 
„Bauordnungsrecht Niedersachsen“ berücksichtigt die umfangreichen Geset-
zes- und Verordnungsänderungen, die sich nach Herausgabe der letzten, 2013 
erschienenen Auflage bei einer Vielzahl der in dieser Textsammlung aufgeführ-
ten Rechtsvorschriften ergeben haben.

Beispielsweise wurden die letzte Novelle der Niedersächsischen Bauordnung 
(NBauO) und die letzten Änderungen der Baugebührenordnung (BauGO) und 
des Baugesetzbuches (BauGB) wie auch die Änderung und Umbenennung des 
Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. 
SOG) in das Niedersächsische Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (NPOG) 
mit berücksichtigt.

Außerdem wurden Auszüge aus den naturschutz- und straßenrechtlichen Vor-
schriften sowie einige ausgewählte technische Baubestimmungen (z. B. die Pla-
nungsgrundlagen zum barrierefreien Bauen) neu mit aufgenommen.
Beibehalten wurde das Prinzip, die jeweiligen Regelungen der Durchführungs-
verordnung zur NBauO (DVO-NBauO) direkt bei den zugehörigen Paragrafen 
der NBauO einzufügen.

Das Ordnungsprinzip dieses Fachbuchs wurde leicht umgestellt:
Teil A	� enthält die NBauO inklusive der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

zur NBauO.
Teil B	� enthält die sonstigen für die Durchführung von Vorhaben maßgebli-

chen Gesetze und Verordnungen.
Teil C	� enthält technische Baubestimmungen.

Ein schnelles und übersichtliches Arbeiten mit dem Buch soll durch das neu 
eingeführte Seitenregister, das die drei Teile des Buches kennzeichnet, ermög-
licht werden.

Hannover, im Juli 2019� Anja Krogmann
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Erster Teil
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich

(1) 1Dieses Gesetz gilt für bauliche Anlagen, Baupro-
dukte und Baumaßnahmen. 2Es gilt auch für andere 
Anlagen und Einrichtungen sowie für Grundstücke, an 
die in diesem Gesetz oder in aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Vorschriften Anforderungen gestellt wer-
den.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für

1.	 Betriebsanlagen von nichtöffentlichen Eisenbah-
nen sowie öffentliche Verkehrsanlagen, jeweils ein-
schließlich des Zubehörs, der Nebenanlagen und 
der Nebenbetriebe, ausgenommen Gebäude,

2.	 Anlagen und Einrichtungen unter der Aufsicht der 
Bergbehörden, ausgenommen Gebäude,

3.	 Leitungen, die dem Ferntransport von Stoffen, der 
öffentlichen Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizi-
tät oder Wärme, der öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung, der Telekommunikation oder dem Rundfunk 
dienen, sowie

4.	 Kräne und Krananlagen.

§ 2 Begriffe

(1) 1Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden verbun-
dene oder auf ihm ruhende, aus Bauprodukten herge-
stellte Anlagen. 2Bauliche Anlagen sind auch

  1.	 ortsfeste Feuerstätten,

  2.	 Werbeanlagen (§ 50),

  3.	 Warenautomaten, die von einer allgemein zugäng-
lichen Verkehrs- oder Grünfläche aus sichtbar sind,

  4.	 Aufschüttungen, Abgrabungen und künstliche 
Hohlräume unterhalb der Erdoberfläche,

  5.	 Anlagen, die auf ortsfesten Bahnen begrenzt be-
weglich sind oder dazu bestimmt sind, vorwiegend 
ortsfest benutzt zu werden,

  6.	 Gerüste,

  7.	 Fahrradabstellanlagen (§ 48),

  8.	 Lagerplätze, Abstell- und Ausstellungsplätze,
8
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  9.	 Stellplätze,

10.	 Camping- und Wochenendplätze,

11.	 Spiel- und Sportplätze, 

12.	 Freizeit- und Vergnügungsparks und

13.	 sonstige Anlagen, die einen Zu- und Abgangsver-
kehr mit Kraftfahrzeugen erwarten lassen.

(2) Gebäude sind selbständig benutzbare, überdeckte 
bauliche Anlagen, die von Menschen betreten werden 
können und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz 
von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen.

(3) 1Gebäude sind in folgende Gebäudeklassen einge-
teilt:

1.	 Gebäudeklasse 1: 
	 a)	� freistehende Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m 

und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von 
insgesamt nicht mehr als 400 m² Grundfläche 
und 

	 b) �freistehende land- oder forstwirtschaftlich ge-
nutzte Gebäude,

2.	 Gebäudeklasse 2: 
	� nicht freistehende Gebäude mit einer Höhe bis zu 

7 m und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten 
von insgesamt nicht mehr als 400 m² Grundfläche,

3.	 Gebäudeklasse 3: 
	 sonstige Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m,

4.	 Gebäudeklasse 4: 
	� Gebäude mit einer Höhe bis zu 13 m und Nutzungs-

einheiten mit jeweils nicht mehr als 400 m² Grund-
fläche,

5.	 Gebäudeklasse 5: 
	� von den Nummern 1 bis 4 nicht erfasste sowie un-

terirdische Gebäude mit Aufenthaltsräumen.
2Gebäude ohne Aufenthaltsräume, die nicht unter Satz 
1 Nr. 1 Buchst. b fallen, werden nach der Gesamtgrund-
fläche aller Geschosse entsprechend Satz 1 der Gebäu-
deklasse 1, 2 oder 3 zugeordnet. 3Höhe im Sinne des 
Satzes 1 ist die Höhe der Fußbodenoberkante des 
höchstgelegenen Aufenthaltsraumes über der Gelän-
deoberfläche im Mittel. 4Führt ein Rettungsweg für das 
Gebäude über Rettungsgeräte der Feuerwehr, so ist die 
Höhe abweichend von Satz 3 die Höhe der Fußboden
oberkante des höchstgelegenen Aufenthaltsraumes 9
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über der Stelle der Geländeoberfläche, von der aus der 
Aufenthaltsraum über die Rettungsgeräte der Feuer-
wehr erreichbar ist. 5Die Grundfläche im Sinne dieses 
Gesetzes ist die Brutto-Grundfläche; bei der Berech-
nung der Grundfläche nach den Sätzen 1 und 2 blei-
ben Flächen in Kellergeschossen außer Betracht.

(4) Wohngebäude sind Gebäude, die nur Wohnungen 
oder deren Nebenzwecken dienende Räume, wie Gara-
gen, enthalten.

(5) 1Sonderbauten sind

  1.	 Gebäude mit einer Höhe nach Absatz 3 Satz 3 von 
mehr als 22 m (Hochhäuser),

  2.	 bauliche Anlagen mit einer Höhe von mehr als 
30 m,

  3.	 Gebäude mit mindestens einem Geschoss mit 
mehr als 1 600 m² Grundfläche, ausgenommen 
Wohngebäude und Garagen,

  4.	 Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume und Laden-
straßen eine Grundfläche von insgesamt mehr als 
800 m² haben,

  5.	 Gebäude mit mindestens einem Geschoss, das mit 
mehr als 400 m² seiner Grundfläche Büro- oder 
Verwaltungszwecken dient,

  6.	 Gebäude mit mindestens einem Raum, der der 
Nutzung durch mehr als 100 Personen dient,

  7.	 Versammlungsstätten

	 a)	 mit einem Versammlungsraum, der mehr als 
200 Besucherinnen und Besucher fasst, oder mit 
mehreren Versammlungsräumen, die insgesamt 
mehr als 200 Besucherinnen und Besucher fassen, 
wenn die Versammlungsräume einen gemeinsa-
men Rettungsweg haben,

	 b)	 im Freien mit mindestens einer Fläche für Auf-
führungen oder mit einer Freisportanlage, deren 
Besucherbereich jeweils mehr als 1 000 Besucherin-
nen und Besucher fasst und ganz oder teilweise aus 
baulichen Anlagen besteht,

  8.	 Schank- und Speisegaststätten mit mehr als 40 
Plätzen für Gäste, Beherbergungsstätten mit mehr 
als 12 Betten und Spielhallen mit mehr als 150 m² 
Grundfläche,
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  9.	 Krankenhäuser,

10.	 Gebäude mit mindestens einer Nutzungseinheit, 
die für die Pflege oder Betreuung von Menschen 
mit Behinderungen oder Pflegebedarf und mit ein-
geschränkter Selbstrettungsfähigkeit bestimmt ist, 
wenn

	 a)	 eine solche Nutzungseinheit für die Pflege oder 
Betreuung von mehr als sechs solcher Menschen 
bestimmt ist,

	 b)	 mehrere solcher Nutzungseinheiten einen ge-
meinsamen Rettungsweg haben und für die Pflege 
oder Betreuung von insgesamt mehr als zwölf sol-
cher Menschen bestimmt sind oder

	 c)	 eine solche Nutzungseinheit für die Pflege oder 
Betreuung von Menschen mit Intensivpflegebedarf 
bestimmt ist, ausgenommen die Pflege oder Be-
treuung in familiärer Gemeinschaft,

11.	 sonstige Einrichtungen zur Unterbringung von 
Personen, wie Gemeinschaftsunterkünfte oder 
Wohnheime,

12.	 Tagesstätten für Menschen mit Behinderungen 
oder alte Menschen,

13.	 Tageseinrichtungen für Kinder und Nutzungsein-
heiten mit Räumen für die Kindertagespflege mit 
Ausnahme von Tageseinrichtungen und Nutzungs-
einheiten, die zur Nutzung durch nicht mehr als 
zehn Kinder bestimmt sind,

14.	 Schulen, Hochschulen und ähnliche Einrichtun-
gen,

15.	 Justizvollzugsanstalten und bauliche Anlagen für 
den Maßregelvollzug,

16.	 Camping- und Wochenendplätze,

17.	 Freizeit- und Vergnügungsparks,

18.	 fliegende Bauten, soweit sie einer Ausführungsge-
nehmigung bedürfen,

19.	 Regallager mit einer zulässigen Höhe der Oberkan-
te des Lagergutes von mehr als 7,50 m,

20.	 bauliche Anlagen, deren Nutzung mit erhöhter 
Verkehrsgefahr oder wegen des Umgangs mit Stof-
fen oder der Lagerung von Stoffen mit Explosions- 
oder Gesundheitsgefahr oder erhöhter Strahlen- 
oder Brandgefahr verbunden ist,

11
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21.	 bauliche Anlagen und Räume, von denen wegen 
ihrer Art oder ihrer Nutzung Gefahren ausgehen, 
die den Gefahren ähnlich sind, die von den in den 
Nummern 1 bis 20 genannten baulichen Anlagen 
und Räumen ausgehen.

2Sonderbauten sind auch die nach dem Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz genehmigungsbedürftigen Anlagen, 
soweit sie bauliche Anlagen sind.

(6) 1Ein oberirdisches Geschoss ist ein Geschoss, dessen 
Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m über die 
Geländeoberfläche hinausragt. 2Ein Kellergeschoss ist 
ein Geschoss, das die Anforderungen nach Satz 1 nicht 
erfüllt.

(7) 1Vollgeschoss ist ein oberirdisches Geschoss, das 
über mindestens der Hälfte seiner Grundfläche eine 
lichte Höhe von 2,20 m oder mehr hat. 2Ein oberstes 
Geschoss ist nur dann ein Vollgeschoss, wenn es die in 
Satz 1 genannte lichte Höhe über mehr als zwei Drit-
teln der Grundfläche des darunter liegenden Geschos-
ses hat. 3Zwischendecken oder Zwischenböden, die un-
begehbare Hohlräume von einem Geschoss abtrennen, 
bleiben bei Anwendung der Sätze 1 und 2 unberück-
sichtigt. 4Hohlräume zwischen der obersten Decke und 
der Dachhaut, in denen Aufenthaltsräume wegen der 
erforderlichen lichten Höhe nicht möglich sind, gelten 
nicht als oberste Geschosse.

(8) Aufenthaltsraum ist ein Raum, der zum nicht nur 
vorübergehenden Aufenthalt von Menschen bestimmt 
oder geeignet ist.

(9) 1Ein Stellplatz ist eine im Freien außerhalb der öf-
fentlichen Verkehrsflächen gelegene Fläche zum Ab-
stellen von Kraftfahrzeugen. 2Ein Einstellplatz ist eine 
Fläche zum Abstellen eines Kraftfahrzeuges auf einem 
Stellplatz oder in einer Garage.

(10) 1Garagen sind Gebäude oder Gebäudeteile zum 
Abstellen von Kraftfahrzeugen. 2Garagen sind auch 
Parkhäuser. 3Ausstellungs-, Verkaufs-, Werk- und Lager-
räume für Kraftfahrzeuge sind keine Garagen.

(11) Eine Feuerstätte ist eine ortsfeste oder ortsfest be-
nutzte Anlage oder Einrichtung in oder an einem Ge-

12
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bäude, die dazu bestimmt ist, durch Verbrennung Wär-
me zu erzeugen.

(12) 1Baugrundstück ist das Grundstück im Sinne des 
Bürgerlichen Rechts, auf dem eine Baumaßnahme 
durchgeführt wird oder auf dem sich eine bauliche An-
lage befindet. 2Das Baugrundstück kann auch aus meh-
reren aneinander grenzenden Grundstücken bestehen, 
wenn und solange durch Baulast gesichert ist, dass alle 
baulichen Anlagen auf den Grundstücken das öffentli-
che Baurecht so einhalten, als wären die Grundstücke 
ein Grundstück.

(13) Baumaßnahme ist die Errichtung, die Änderung, 
der Abbruch, die Beseitigung, die Nutzungsänderung 
oder die Instandhaltung einer baulichen Anlage oder 
eines Teils einer baulichen Anlage.

(14) Bauprodukte sind

1.	 Produkte, Baustoffe, Bauteile und Anlagen sowie 
Bausätze gemäß Artikel 2 Nr. 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung harmoni-
sierter Bedingungen für die Vermarktung von Bau-
produkten und zur Aufhebung der Richtlinie 
89/106/EWG des Rates (ABl. EU Nr. L 88 S. 5; 2013 
Nr. L 103 S. 10), zuletzt geändert durch die Delegier-
te Verordnung (EU) Nr. 574/2014 der Kommission 
vom 21. Februar 2014 (ABl. EU Nr. L 159 S. 41), die 
hergestellt werden, um dauerhaft in bauliche Anla-
gen eingebaut zu werden,

2.	 aus Produkten, Baustoffen und Bauteilen sowie 
Bausätzen gemäß Artikel 2 Nr. 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 305/2011 vorgefertigte Anlagen, die herge-
stellt werden, um mit dem Erdboden verbunden zu 
werden,

und deren Verwendung sich auf die Anforderungen 
nach § 3 Abs. 1 bis 3 auswirken kann.

(15) Bauart ist das Zusammenfügen von Bauprodukten 
zu baulichen Anlagen oder Teilen von baulichen Anla-
gen.

(16) 1Barrierefrei sind bauliche Anlagen, soweit sie für 
Menschen mit Behinderungen in der allgemein übli-

13
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chen Weise, ohne besondere Erschwernis und grund-
sätzlich ohne fremde Hilfe auffindbar, zugänglich und 
nutzbar sind. 2Hierbei ist die Nutzung behinderungsbe-
dingt notwendiger Hilfsmittel zulässig.

(17) Öffentliches Baurecht sind die Vorschriften dieses 
Gesetzes, die Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes, 
das städtebauliche Planungsrecht und die sonstigen 
Vorschriften des öffentlichen Rechts, die Anforderun-
gen an bauliche Anlagen, Bauprodukte oder Baumaß-
nahmen stellen oder die Bebaubarkeit von Grundstü-
cken regeln.

§ 3 Allgemeine Anforderungen

(1) 1Bauliche Anlagen müssen so angeordnet, beschaf-
fen und für ihre Benutzung geeignet sein, dass die öf-
fentliche Sicherheit, insbesondere Leben und Gesund-
heit, sowie die natürlichen Lebensgrundlagen und die 
Tiere nicht gefährdet werden. 2Unzumutbare Belästi-
gungen oder unzumutbare Verkehrsbehinderungen 
dürfen nicht entstehen.

(2) 1Bauliche Anlagen müssen den allgemeinen Anfor-
derungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
entsprechen. 2Die Belange der Menschen mit Behinde-
rungen, der alten Menschen, der Kinder und Jugendli-
chen sowie der Personen mit Kleinkindern sind zu be-
rücksichtigen. 3Zum Schutz des Klimas sind Möglich-
keiten zum sparsamen Umgang mit Boden, Wasser und 
Energie sowie zur Gewinnung erneuerbarer Energien 
zu berücksichtigen.

(3) Bauliche Anlagen dürfen nicht verunstaltet wirken 
und dürfen auch das Gesamtbild ihrer Umgebung 
nicht verunstalten.

(4) 1Bauliche Anlagen dürfen erst in Gebrauch genom-
men werden, wenn sie sicher benutzbar sind. 2Sie sind 
so instand zu halten, dass die Anforderungen nach den 
Absätzen 1 bis 3 gewahrt bleiben.

(5) 1Für die Durchführung von Baumaßnahmen gilt 
Absatz 1 entsprechend. 2Baumaßnahmen dürfen keine 
Verhältnisse schaffen, die den Anforderungen nach 
den Absätzen 1 bis 3 widersprechen.

14
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(6) Nicht bebaute Flächen von Baugrundstücken sind 
so herzurichten und zu unterhalten, dass die Erfüllung 
der Anforderungen nach den Absätzen 1 bis 3 nicht be-
einträchtigt wird.

Zweiter Teil
Das Grundstück und seine Bebauung

§ 4 Zugänglichkeit des Baugrundstücks, Anordnung 
und Zugänglichkeit der baulichen Anlagen

(1) Das Baugrundstück muss so an einer mit Kraftfahr-
zeugen befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche liegen 
oder einen solchen Zugang zu ihr haben, dass der von 
der baulichen Anlage ausgehende Zu- und Abgangsver-
kehr und der für den Brandschutz erforderliche Einsatz 
von Feuerlösch- und Rettungsgeräten jederzeit ord-
nungsgemäß und ungehindert möglich sind.

(2) 1Ist das Baugrundstück nur über Flächen zugäng-
lich, die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmet 
sind, so muss ihre Benutzung für diesen Zweck durch 
Baulast oder Miteigentum gesichert sein; bei Wohnge-
bäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 genügt eine Siche-
rung durch Grunddienstbarkeit. 2Dies gilt auch, wenn 
der erforderliche Zugang zu einem Grundstück über 
ein anderes Grundstück führt, das mit ihm zusammen 
nach § 2 Abs. 12 Satz 2 ein Baugrundstück bildet.

(3) 1Bauliche Anlagen müssen auf dem Baugrundstück 
so angeordnet sein, dass sie sicher zugänglich sind, das 
erforderliche Tageslicht erhalten und zweckentspre-
chend gelüftet werden können. 2Für den Einsatz der 
Feuerlösch- und Rettungsgeräte muss die erforderliche 
Bewegungsfreiheit und Sicherheit gewährleistet sein.

(4) 1Eine bauliche Anlage darf nicht auf mehreren Bau-
grundstücken gelegen sein. 2Dies gilt nicht für einen 
Überbau, der nach § 21 a Abs. 1 des Niedersächsischen 
Nachbarrechtsgesetzes zu dulden ist.

§ 1 Zuwegung (zu den §§ 4, 14 und 33 NBauO)

(1) 1Zu einem Gebäude muss von einer öffentlichen 
Verkehrsfläche ein mindestens 1,25 m breiter Zu- oder 
Durchgang vorhanden sein. 2Für ein Gebäude, aus dem 

DV
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ein Rettungsweg über eine mit Rettungsgeräten der 
Feuerwehr erreichbare Stelle des Gebäudes führt, muss 
ein Zu- oder Durchgang im Sinne des Satzes 1 auch zu 
den zum Anleitern bestimmten Stellen auf dem Bau-
grundstück vorhanden sein.

(2) 1Für ein Gebäude, dessen Wandöffnungen oder 
sonstige Stellen, die zum Anleitern bestimmt sind, 
mehr als 8 m über der Geländeoberfläche liegen, muss 
anstelle eines Zu- oder Durchgangs nach Absatz 1 eine 
Zu- oder Durchfahrt zum Gebäude und zu den zum 
Anleitern bestimmten Stellen vorhanden sein. 2Für ein 
Gebäude, das mehr als 50 m von öffentlichen Ver-
kehrsflächen entfernt liegt, muss eine Zu- oder Durch-
fahrt auch zu den vor und hinter dem Gebäude liegen-
den Grundstücksflächen vorhanden sein, wenn sie für 
Feuerwehreinsätze erforderlich ist.

(3) 1Zu- und Durchfahrten dürfen nicht versperrt und 
durch Einbauten nicht eingeengt sein. 2Zu- und Durch-
fahrten nach Absatz 2 müssen als solche gekennzeich-
net und für Feuerwehrfahrzeuge ausreichend befestigt 
und tragfähig sein. 3Die Kennzeichnung muss von der 
öffentlichen Verkehrsfläche aus sichtbar sein.

§ 2 Aufstell- und Bewegungsflächen für die 
Feuerwehr 

(zu den §§ 4 und 14 NBauO)

1An den zum Anleitern bestimmten Stellen auf dem 
Grundstück für Gebäude nach § 1 Abs. 2 Satz 1 und, 
soweit es für Feuerwehreinsätze erforderlich ist, auf den 
Grundstücksflächen nach § 1 Abs. 2 Satz 2 müssen Auf-
stell- und Bewegungsflächen für die Feuerwehr vorhan-
den sein. 2Ist das Gebäude so beschaffen, dass für die 
Personenrettung der Einsatz von Hubrettungsfahrzeu-
gen erforderlich ist, so müssen die dafür erforderlichen 
Aufstell- und Bewegungsflächen vorhanden und über 
Zu- oder Durchfahrten erreichbar sein. 3Für die Aufstell- 
und Bewegungsflächen und die Zu- oder Durchfahrten 
gilt § 1 Abs. 3 Sätze 1 und 2 entsprechend.

§ 5 Grenzabstände

(1) 1Gebäude müssen mit allen auf ihren Außenflächen 
oberhalb der Geländeoberfläche gelegenen Punkten 
von den Grenzen des Baugrundstücks Abstand halten. 

DV

16



§ 5 NBauO · 1

Te
il 

A

2Satz 1 gilt entsprechend für andere bauliche Anlagen, 
von denen Wirkungen wie von Gebäuden ausgehen, 
und Terrassen, soweit sie jeweils höher als 1 m über der 
Geländeoberfläche sind. 3Der Abstand ist zur nächsten 
Lotrechten über der Grenzlinie zu messen. 4Er richtet 
sich jeweils nach der Höhe des Punktes über der Gelän-
deoberfläche (H). 5Der Abstand darf auf volle 10 cm ab-
gerundet werden.

(2) 1Der Abstand beträgt 0,5 H, mindestens jedoch 3 m. 
2In Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Gebieten, 
die nach ihrer Bebauung diesen Baugebieten entspre-
chen, beträgt der Abstand 0,25 H, mindestens jedoch 
3 m. 3Satz 2 gilt nicht für den Abstand von den Gren-
zen solcher Nachbargrundstücke, die ganz oder über-
wiegend außerhalb der genannten Gebiete liegen.

(3) Der Abstand nach den Absätzen 1 und 2 darf unter-
schritten werden von

1.	 Dachüberständen und Gesimsen um nicht mehr als 
0,50 m,

2.	 Eingangsüberdachungen, Hauseingangstreppen, 
Balkonen, sonstigen Vorbauten und anderen vor-
tretenden Gebäudeteilen, wenn die Gebäudeteile 
insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der 
jeweiligen Außenwand in Anspruch nehmen, um 
nicht mehr als 1,50 m, höchstens jedoch um ein 
Drittel, und

3.	 Gebäudeteilen, die ausschließlich der Aufnahme 
von Aufzügen zur nachträglichen Herstellung der 
Barrierefreiheit einer vor dem 1. Januar 2019 recht-
mäßig errichteten oder genehmigten baulichen An-
lage oder eines Teils einer baulichen Anlage dienen 
und höchstens 2,50 m vor die Außenwand vortre-
ten und von der Grenze des Baugrundstücks min-
destens 1,50 m Abstand halten.

(4) 1Bei der Bemessung des erforderlichen Abstands 
bleiben folgende Gebäudeteile außer Betracht:

1.	 Schornsteine, wenn sie untergeordnet sind, Anten-
nen, Geländer, Abgas- und Abluftleitungen,

2.	 Giebeldreiecke und entsprechende andere Giebel-
formen soweit sie, waagerecht gemessen, nicht 
mehr als 6 m breit sind.

2Außer Betracht bleiben ferner 17
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1.	 Außenwandbekleidungen, soweit sie den Abstand 
um nicht mehr als 0,25 m unterschreiten, und

2.	 Bedachungen, soweit sie um nicht mehr als 0,25 m 
angehoben werden,

wenn der Abstand infolge einer Baumaßnahme zum 
Zweck des Wärmeschutzes oder der Energieeinsparung 
bei einem vorhandenen Gebäude unterschritten wird.

(5) 1Soweit ein Gebäude nach städtebaulichem Pla-
nungsrecht ohne Grenzabstand errichtet werden muss, 
ist Absatz 1 Satz 1 nicht anzuwenden. 2Soweit ein Ge-
bäude nach städtebaulichem Planungsrecht ohne 
Grenzabstand errichtet werden darf, ist es abweichend 
von Absatz 1 Satz 1 an der Grenze zulässig, wenn durch 
Baulast gesichert ist, dass auf dem Nachbargrundstück 
entsprechend an diese Grenze gebaut wird, oder wenn 
auf dem Nachbargrundstück ein Gebäude ohne Ab-
stand an der Grenze vorhanden ist und die neue Grenz-
bebauung der vorhandenen, auch in der Nutzung, ent-
spricht.

(6) Erhebt sich über einen nach Absatz 5 an eine Gren-
ze gebauten Gebäudeteil ein nicht an diese Grenze ge-
bauter Gebäudeteil, so ist für dessen Abstand von die-
ser Grenze abweichend von Absatz 1 Satz 4 die Höhe 
des Punktes über der Oberfläche des niedrigeren Ge-
bäudeteils an der Grenze maßgebend.

(7) 1Ist ein Gebäude nach Absatz 5 Satz 1 an eine Gren-
ze gebaut, so sind nicht an diese Grenze gebaute Teile 
des Gebäudes, die unter Absatz 3 fallen, in beliebigem 
Abstand von dieser Grenze zulässig. 2Ist ein Gebäude 
nach Absatz 5 Satz 2 an eine Grenze gebaut, so darf der 
nach Absatz 3 einzuhaltende Abstand der dort genann-
ten Gebäudeteile von dieser Grenze weiter verringert 
werden, wenn der Nachbar zugestimmt hat. 3Sind im 
Fall des Satzes 2 auf dem Nachbargrundstück entspre-
chende Gebäudeteile mit verringertem Abstand vor-
handen, so darf der Abstand in gleichem Maß verrin-
gert werden.

(8) 1Abstand brauchen nicht zu halten

1.	 Stützmauern, Aufschüttungen und Einfriedungen

	 a)	 in Gewerbe- und Industriegebieten, jedoch von 
den Grenzen eines Nachbargrundstücks, das ganz 
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oder teilweise außerhalb eines solchen Gebiets liegt, 
nur solche mit einer Höhe von nicht mehr als 2 m, 
und

	 b)	außerhalb von Gewerbe- und Industriegebieten 
mit einer Höhe von nicht mehr als 2 m 

	 und

2.	 Gebäude und Einfriedungen in Baugebieten, in de-
nen nach dem Bebauungsplan nur Gebäude mit ei-
nem fremder Sicht entzogenen Gartenhof zulässig 
sind, soweit sie nicht höher als 3,50 m sind.

2Ohne Abstand oder mit einem bis auf 1 m verringer-
ten Abstand von der Grenze sind zulässig

1.	 Garagen und Gebäude ohne Aufenthaltsräume und 
Feuerstätten mit einer Höhe bis zu 3 m und

2.	 Solaranlagen, die nicht Teil eines Gebäudes sind, 
mit einer Höhe bis zu 3 m.

3Bauliche Anlagen nach Satz 2 dürfen den Abstand 
nach Absatz 2 auf einer Gesamtlänge von 9 m je 
Grundstücksgrenze, auf einem Baugrundstück insge-
samt jedoch nur auf einer Länge von 15 m unterschrei-
ten. 4Bei Anwendung der Sätze 2 und 3 sind nach Ab-
satz 5 Satz 2 ohne Abstand an eine Grenze gebaute Ge-
bäude der in Satz 2 Nr. 1 genannten Art anzurechnen. 
5Bei Anwendung des Satzes 1 Nr. 2 gilt Absatz 2 Satz 3 
entsprechend.

(9) 1Die nach den Absätzen 1 bis 8 und den §§ 6 und 7 
maßgebliche Höhe der Geländeoberfläche ist die der 
gewachsenen Geländeoberfläche. 2Eine Veränderung 
dieser Geländeoberfläche durch Abgrabung ist zu be-
rücksichtigen, eine Veränderung durch Aufschüttung 
dagegen nur, wenn die Geländeoberfläche dadurch an 
die vorhandene oder genehmigte Geländeoberfläche 
des Nachbargrundstücks angeglichen wird. 3Die Bau-
aufsichtsbehörde setzt die Höhe der Geländeoberfläche 
fest, soweit dies erforderlich ist. 4Dabei kann sie unter 
Würdigung nachbarlicher Belange den Anschluss an 
die Verkehrsflächen und die Abwasserbeseitigungsanla-
gen sowie Aufschüttungen berücksichtigen, die wegen 
des vorhandenen Geländeverlaufs gerechtfertigt sind.

§ 6 Hinzurechnung benachbarter Grundstücke

(1) 1Benachbarte Verkehrsflächen öffentlicher Straßen 
dürfen für die Bemessung des Grenzabstandes bis zu 19
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ihrer Mittellinie dem Baugrundstück zugerechnet wer-
den, unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 auch 
über die Mittellinie hinaus. 2Mit Zustimmung der Ei-
gentümer dürfen öffentliche Grün- und Wasserflächen 
sowie Betriebsflächen öffentlicher Eisenbahnen und 
Straßenbahnen entsprechend Satz 1 zugerechnet wer-
den.

(2) Andere benachbarte Grundstücke dürfen für die Be-
messung des Grenzabstandes dem Baugrundstück bis 
zu einer gedachten Grenze zugerechnet werden, wenn 
durch Baulast gesichert ist, dass auch bauliche Anlagen 
auf dem benachbarten Grundstück den vorgeschriebe-
nen Abstand von dieser Grenze halten.

§ 7 Abstände auf demselben Baugrundstück

(1) 1Zwischen Gebäuden auf demselben Baugrund-
stück, die nicht unmittelbar aneinander gebaut sind, 
muss ein Abstand gehalten werden, der so zu bemessen 
ist, als verliefe zwischen ihnen eine Grenze. 2Satz 1 gilt 
entsprechend für andere bauliche Anlagen, von denen 
Wirkungen wie von Gebäuden ausgehen, und Terras-
sen, soweit sie jeweils höher als 1 m über der Gelän-
deoberfläche sind.

(2) Der Abstand nach Absatz 1 darf, soweit hinsichtlich 
des Brandschutzes, des Tageslichts und der Lüftung kei-
ne Bedenken bestehen, unterschritten werden

1.	 auf einem Baugrundstück, das in einem durch Be-
bauungsplan festgesetzten Gewerbe- oder Industrie-
gebiet liegt oder entsprechend genutzt werden darf, 
zwischen Gebäuden, die in den genannten Gebie-
ten allgemein zulässig sind,

2.	 zwischen land- oder forstwirtschaftlich genutzten 
Gebäuden ohne Aufenthaltsräume,

3.	 von baulichen Anlagen nach § 5 Abs. 8 Satz 2.

(3) 1Wenn Teile desselben Gebäudes oder aneinander 
gebauter Gebäude auf demselben Baugrundstück ein-
ander in einem Winkel von weniger als 75 Grad zuge-
kehrt sind, muss zwischen ihnen Abstand nach Absatz 
1 gehalten werden. 2Dies gilt nicht für Dachgauben, 
Balkone und sonstige geringfügig vor- oder zurücktre-
tende Teile desselben Gebäudes. 3Die Abstände nach 
Satz 1 dürfen unterschritten werden, soweit die Teile 20
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des Gebäudes keine Öffnungen zu Aufenthaltsräumen 
haben und der Brandschutz und eine ausreichende Be-
lüftung gewährleistet sind.

(4) Zwischen einander in einem Winkel von weniger 
als 120 Grad zugekehrten Fenstern von Aufenthaltsräu-
men eines Gebäudes oder aneinander gebauter Gebäu-
de auf demselben Baugrundstück muss ein Abstand 
von mindestens 6 m gehalten werden, wenn die Auf-
enthaltsräume dem Wohnen dienen und nicht zu der-
selben Wohnung gehören.

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für fliegende Bau-
ten.

§ 8 Grundstücksteilungen

(1) Durch die Teilung eines Grundstücks, das bebaut ist 
oder dessen Bebauung genehmigt ist, dürfen keine Ver-
hältnisse geschaffen werden, die den Vorschriften die-
ses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Vorschriften zuwiderlaufen.

(2) Soll bei einer Teilung eines Grundstücks nach Ab-
satz 1 von Vorschriften dieses Gesetzes oder von auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften abgewi-
chen werden, so ist § 66 entsprechend anzuwenden.

§ 9 Nicht überbaute Flächen, Kinderspielplätze

(1) 1Die nicht überbauten Flächen von Baugrundstü-
cken sind so herzurichten und zu unterhalten, dass sie 
nicht verunstaltet wirken und auch ihre Umgebung 
nicht verunstalten. 2Dies gilt auch für die nicht im Au-
ßenbereich gelegenen, nach öffentlichem Baurecht be-
baubaren Grundstücke.

(2) Die nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke 
müssen Grünflächen sein, soweit sie nicht für eine an-
dere zulässige Nutzung erforderlich sind.

(3) 1Wird ein Gebäude mit mehr als fünf Wohnungen 
errichtet, so ist auf dem Baugrundstück oder in unmit-
telbarer Nähe auf einem anderen Grundstück, dessen 
dauerhafte Nutzung für diesen Zweck durch Baulast ge-
sichert sein muss, ein ausreichend großer Spielplatz für 
Kinder im Alter bis zu sechs Jahren anzulegen. 2Dies gilt 
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nicht, wenn in unmittelbarer Nähe ein sonstiger für die 
Kinder nutzbarer Spielplatz geschaffen wird oder bereits 
vorhanden ist oder ein solcher Spielplatz wegen der Art 
und der Lage der Wohnungen nicht erforderlich ist. 
3Bei einem bestehenden Gebäude mit mehr als fünf 
Wohnungen kann die Herstellung eines Spielplatzes für 
Kinder im Alter bis zu sechs Jahren verlangt werden.

(4) 1Stellplätze, deren Zu- und Abfahrten und Fahrgas-
sen sowie die Zu- und Abfahrten von Garagen dürfen, 
wenn die Versickerung des Niederschlagswassers nicht 
auf andere Weise ermöglicht wird, nur eine Befestigung 
haben, durch die das Niederschlagswasser mindestens 
zum überwiegenden Teil versickern kann. 2Satz 1 gilt 
nicht, soweit die Flächen für das Warten von Kraftfahr-
zeugen oder ähnliche Arbeiten, die das Grundwasser 
verunreinigen können, genutzt werden.

§ 3 Kinderspielplätze (zu § 9 NBauO)

1Die nutzbare Fläche eines Spielplatzes nach § 9 Abs. 3 
NBauO muss mindestens 3 m2 je Wohnung, für die der 
Spielplatz bestimmt ist, betragen. 2Hat eine Wohnung 
mehr als drei Aufenthaltsräume, so erhöht sich die er-
forderliche Fläche des Spielplatzes ab dem vierten Auf-
enthaltsraum der Wohnung um 2 m2 je Aufenthalts-
raum. 3Die nutzbare Fläche eines Spielplatzes darf nicht 
kleiner als 30 m2 sein. 4Die Beschaffenheit eines Spiel-
platzes richtet sich nach den Spiel- und Bewegungsbe-
dürfnissen der Kinder. 5Werden an die Größe oder die 
Beschaffenheit des Spielplatzes Anforderungen in einer 
örtlichen Bauvorschrift gestellt, so sind diese Anforde-
rungen maßgebend.

Dritter Teil
Allgemeine Anforderungen an Baumaßnahmen 

und bauliche Anlagen

§ 10 Gestaltung baulicher Anlagen

Bauliche Anlagen sind in der Form, im Maßstab, im 
Verhältnis der Baumassen und Bauteile zueinander, im 
Werkstoff einschließlich der Art seiner Verarbeitung 
und in der Farbe so durchzubilden, dass sie weder ver-
unstaltet wirken noch das bestehende oder geplante 
Straßen-, Orts- oder Landschaftsbild verunstalten. 

DV
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§ 11 Einrichtung der Baustelle

(1) 1Bei Baumaßnahmen müssen die Teile der Baustel-
len, auf denen unbeteiligte Personen gefährdet werden 
können, abgegrenzt oder durch Warnzeichen gekenn-
zeichnet sein. 2Soweit es aus Sicherheitsgründen erfor-
derlich ist, müssen Baustellen ganz oder teilweise mit 
Bauzäunen abgegrenzt, mit Schutzvorrichtungen ge-
gen herabfallende Gegenstände versehen und beleuch-
tet sein.

(2) 1Öffentliche Verkehrsflächen, Versorgungs-, Abwas-
serbeseitigungs-, Telekommunikations- und Rundfunk-
anlagen sowie Grundwassermessstellen, Grenz- und 
Vermessungsmale sind während der Bauausführung zu 
schützen und, soweit erforderlich, unter den notwendi-
gen Sicherungsvorkehrungen zugänglich zu halten. 
2Bäume, Hecken und sonstige Bepflanzungen, die auf-
grund anderer Rechtsvorschriften zu erhalten sind, 
müssen während der Bauausführung geschützt werden.

(3) 1Vor der Durchführung nicht verfahrensfreier Bau-
maßnahmen hat die Bauherrin oder der Bauherr auf 
dem Baugrundstück ein von der öffentlichen Verkehrs-
fläche (§ 4 Abs. 1) aus lesbares Schild dauerhaft anzu-
bringen, das die Bezeichnung der Baumaßnahme und 
die Namen und Anschriften der Bauherrin oder des 
Bauherrn, der Entwurfsverfasserin oder des Entwurfs-
verfassers, der Bauleiterin oder des Bauleiters und der 
Unternehmerinnen und Unternehmer enthält (Bau-
schild). 2Liegt das Baugrundstück nicht an einer öffent-
lichen Verkehrsfläche, so genügt es, wenn das Bau-
schild von dem Zugang zum Baugrundstück aus lesbar 
ist. 3Unternehmerinnen und Unternehmer für gering-
fügige Bauarbeiten brauchen auf dem Bauschild nicht 
angegeben zu werden.

§ 12 Standsicherheit

(1) 1Jede bauliche Anlage muss im Ganzen, in ihren 
einzelnen Teilen und für sich allein dem Zweck ent-
sprechend dauerhaft standsicher sein. 2Die Standsi-
cherheit anderer baulicher Anlagen und die Tragfähig-
keit des Baugrundes der Nachbargrundstücke dürfen 
nicht gefährdet werden.
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(2) Gemeinsame Bauteile für mehrere bauliche Anla-
gen sind zulässig, wenn technisch gesichert ist, dass die 
gemeinsamen Bauteile beim Abbruch einer der bauli-
chen Anlagen stehen bleiben können.

§ 13 Schutz gegen schädliche Einflüsse

1Bauliche Anlagen müssen so angeordnet, beschaffen 
und gebrauchstauglich sein, dass durch chemische, 
physikalische oder biologische Einflüsse, insbesondere 
Wasser, Feuchtigkeit, pflanzliche oder tierische Schäd-
linge, Gefahren oder unzumutbare Belästigungen nicht 
entstehen. 2Das Baugrundstück muss für die bauliche 
Anlage entsprechend geeignet sein.

§ 22 Zelte (zu den §§ 13 und 27 bis 32 NBauO)

Zelte einschließlich ihrer Tragkonstruktion brauchen 
abweichend von den §§ 6, 7 und 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
und den §§ 9 bis 11 nur aus normalentflammbaren 
Baustoffen zu bestehen; § 20 findet keine Anwendung.

§ 14 Brandschutz

1Bauliche Anlagen müssen so errichtet, geändert und 
instand gehalten werden und so angeordnet, beschaf-
fen und für ihre Benutzung geeignet sein, dass der Ent-
stehung eines Brandes sowie der Ausbreitung von Feu-
er und Rauch (Brandausbreitung) vorgebeugt wird und 
bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tie-
ren sowie wirksame Löscharbeiten möglich sind. 2So-
weit die Mittel der Feuerwehr zur Rettung von Men-
schen nicht ausreichen, sind stattdessen geeignete bau-
liche Vorkehrungen zu treffen.

§ 12 Ställe (zu § 14 NBauO)

1Für Räume, in denen Tiere gehalten werden, in Ställen 
müssen Ausgänge ins Freie in solcher Anzahl, Höhe 
und Breite vorhanden sein und sich so öffnen lassen, 
dass die Tiere bei Gefahr ohne Schwierigkeiten ins Freie 
gelangen können. 2Von jeder Stelle des Raumes muss 
mindestens ein Ausgang ins Freie in einer Entfernung 
von nicht mehr als 35 m erreichbar sein.

DV
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§ 15 Schall-, Wärme- und Erschütterungsschutz

(1) Bauliche Anlagen müssen einen für ihre Benutzung 
ausreichenden Schall- und Wärmeschutz bieten.

(2) Von technischen Bauteilen und ortsfesten Einrich-
tungen in baulichen Anlagen oder auf Baugrundstü-
cken wie von Anlagen für Wasserversorgung, Abwässer 
oder Abfallstoffe, von Heizungs- oder Lüftungsanlagen 
und von Aufzügen dürfen, auch für Nachbarn, keine 
Gefahren oder unzumutbare Belästigungen durch Ge-
räusche, Erschütterungen oder Schwingungen ausge-
hen.

§ 16 Verkehrssicherheit

(1) Bauliche Anlagen sowie Verkehrsflächen in bauli-
chen Anlagen und auf dem Baugrundstück müssen ver-
kehrssicher sein.

(2) Die Sicherheit und Leichtigkeit des öffentlichen 
Verkehrs darf durch bauliche Anlagen oder deren Nut-
zung nicht gefährdet werden.

§ 4 Umwehrungen (zu § 16 NBauO)

(1) Zum Schutz gegen Absturzgefahren müssen um-
wehrt sein:

1.	 zum Begehen bestimmte Flächen baulicher Anla-
gen, Treppen und Verkehrsflächen auf dem Bau-
grundstück, wenn die Flächen, Treppen und Ver-
kehrsflächen mehr als 1 m tiefer liegenden Flächen 
benachbart sind und die Umwehrung dem Zweck 
der Flächen nicht widerspricht,

2.	 Öffnungen, nicht begehbare Oberlichte und Glas-
abdeckungen an oder in zum Begehen bestimmten 
Flächen baulicher Anlagen, Oberlichte und Glasab-
deckungen jedoch nur, wenn ihre Ränder weniger 
als 0,50 m über diese Flächen hinausragen,

3.	 Schächte, wie insbesondere Kellerlichtschächte und 
Betriebsschächte, die an oder in Verkehrsflächen 
auf dem Baugrundstück oder an öffentlichen Ver-
kehrsflächen liegen und nicht verkehrssicher abge-
deckt sind.

DV
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(2) 1Umwehrungen nach Absatz 1 müssen bei einer Ab-
sturzhöhe bis zu 12 m mindestens 0,90 m, im Übrigen 
mindestens 1,10 m hoch sein. 2Brüstungen von 
Fahrtreppen müssen stets nur 0,90 m hoch sein.

(3) 1Fensterbrüstungen müssen bei einer Absturzhöhe 
von 1 m bis 12 m mindestens 0,80 m, bei einer Ab-
sturzhöhe von mehr als 12 m mindestens 0,90 m hoch 
sein. 2Eine Fensterbrüstung braucht die Anforderungen 
des Satzes 1 nicht zu erfüllen, wenn

1.	 ein Schutz gegen Absturzgefahren durch eine ande-
re Umwehrung sichergestellt ist, die den Anforde-
rungen nach Absatz 2 Satz 1 entspricht, oder

2.	 dem Fenster in demselben Geschoss eine Fläche, 
wie zum Beispiel ein Balkon oder eine Terrasse, vor-
gelagert ist, die nach Absatz 2 Satz 1 umwehrt ist.

(4) 1Umwehrungen von Flächen, auf denen sich übli-
cherweise auch Kinder aufhalten, müssen so ausgebil-
det sein, dass ein Überklettern der Umwehrungen 
nicht erleichtert wird. 2Öffnungen in diesen Umweh-
rungen dürfen bei einer Breite von mehr als 12 cm 
nicht höher als 12 cm und bei einer Höhe von mehr als 
12 cm nicht breiter als 12 cm sein. 3Der seitliche Ab-
stand zwischen den Umwehrungen und den zu si-
chernden Flächen darf nicht größer als 6 cm sein. 4Die 
Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Umwehrungen von Trep-
pen von Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 
und von Treppen in Wohnungen.

§ 16a Bauarten

(1) Bauarten dürfen nur angewendet werden, wenn bei 
ihrer Anwendung die baulichen Anlagen bei ordnungs-
gemäßer Instandhaltung während einer dem Zweck 
entsprechenden angemessenen Zeitdauer die Anforde-
rungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes 
erlassener Vorschriften erfüllen und für ihren Anwen-
dungszweck tauglich sind.

(2) 1Bauarten, die von Technischen Baubestimmungen 
nach § 83 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 Buchst. a wesentlich ab-
weichen oder für die es allgemein anerkannte Regeln 
der Technik nicht gibt, dürfen bei der Errichtung, Än-
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derung und Instandhaltung baulicher Anlagen nur an-
gewendet werden, wenn für sie

1.	 eine allgemeine Bauartgenehmigung durch das 
Deutsche Institut für Bautechnik oder

2.	 eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung durch 
die oberste Bauaufsichtsbehörde

erteilt worden ist. 2§ 18 Abs. 2 bis 7 gilt entsprechend.

(3) 1Anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmigung 
nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 genügt ein allgemeines bau-
aufsichtliches Prüfzeugnis, wenn die Bauart nach allge-
mein anerkannten Prüfverfahren beurteilt werden 
kann. 2Diese Bauarten werden mit der Angabe der 
maßgebenden technischen Regeln für diese Prüfverfah-
ren in den Technischen Baubestimmungen nach § 83 
bekannt gemacht. 3§ 19 Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Abs. 1 nicht zu 
erwarten sind, kann die oberste Bauaufsichtsbehörde 
im Einzelfall oder für genau begrenzte Fälle allgemein 
festlegen, dass eine Bauartgenehmigung nicht erforder-
lich ist.

(5) 1Bauarten bedürfen einer Bestätigung ihrer Überein-
stimmung mit den Technischen Baubestimmungen 
nach § 83 Abs. 2, den allgemeinen Bauartgenehmigun-
gen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis-
sen für Bauarten oder den vorhabenbezogenen Bauart-
genehmigungen; als Übereinstimmung gilt auch eine 
Abweichung, die nicht wesentlich ist. 2§ 21 Abs. 2 gilt 
für den Anwender der Bauart entsprechend.

(6) 1Bei Bauarten, deren Anwendung in außergewöhn-
lichem Maß von der Sachkunde und Erfahrung der da-
mit betrauten Personen oder von einer Ausstattung mit 
besonderen Vorrichtungen abhängt, kann in der Bau-
artgenehmigung oder durch Verordnung der obersten 
Bauaufsichtsbehörde vorgeschrieben werden, dass der 
Anwender über solche Fachkräfte und Vorrichtungen 
zu verfügen und den Nachweis hierüber gegenüber ei-
ner Prüfstelle nach § 24 Satz 1 Nr. 6 zu erbringen hat. 
2In der Verordnung können Mindestanforderungen an 
die Ausbildung, die durch Prüfung nachzuweisende Be-
fähigung und die Ausbildungsstätten einschließlich 
der Anerkennungsvoraussetzungen gestellt werden.
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(7) Für Bauarten, die einer außergewöhnlichen Sorgfalt 
bei der Ausführung oder der Instandhaltung bedürfen, 
kann in der Bauartgenehmigung oder durch Verord-
nung der obersten Bauaufsichtsbehörde die Überwa-
chung dieser Tätigkeiten durch eine Überwachungs-
stelle nach § 24 Satz 1 Nr. 5 vorgeschrieben werden.

Vierter Teil
Bauprodukte

§ 16b Allgemeine Anforderungen für die 
Verwendung von Bauprodukten

(1) Bauprodukte dürfen nur verwendet werden, wenn 
bei ihrer Verwendung die baulichen Anlagen bei ord-
nungsgemäßer Instandhaltung während einer dem 
Zweck entsprechenden angemessenen Zeitdauer die 
Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses 
Gesetzes erlassener Vorschriften erfüllen und ge-
brauchstauglich sind.

(2) Bauprodukte, die in Vorschriften eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union oder eines ande-
ren Vertragsstaates des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum genannten technischen Anfor-
derungen entsprechen, dürfen verwendet werden, 
wenn das geforderte Schutzniveau nach § 3 Abs. 1 glei-
chermaßen dauerhaft erreicht wird.

§ 16c Anforderungen für die Verwendung von  
CE-gekennzeichneten Bauprodukten

1Ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung trägt, darf 
verwendet werden, wenn die erklärten Leistungen den 
in diesem Gesetz oder in aufgrund dieses Gesetzes er-
lassenen Vorschriften festgelegten Anforderungen für 
diese Verwendung entsprechen. 2Die §§ 17 bis 25 Abs. 
1 gelten nicht für Bauprodukte, die die CE-Kennzeich-
nung aufgrund der Verordnung (EU) Nr. 305/11 tragen.

§ 17 Verwendbarkeitsnachweis

(1) Ein Verwendbarkeitsnachweis (§§ 18 bis 20) ist für 
ein Bauprodukt erforderlich, wenn

1.	 es für das Bauprodukt keine Technische Baubestim-
mung und keine allgemein anerkannte Regel der 
Technik gibt,28
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2.	 das Bauprodukt von einer Technischen Baubestim-
mung (§ 83 Abs. 2 Nr. 3) wesentlich abweicht oder

3.	 eine Verordnung nach § 82 Abs. 5 dies für das Bau-
produkt vorsieht.

(2) Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nicht erforderlich 
für ein Bauprodukt,

1.	 das von einer allgemein anerkannten Regel der 
Technik abweicht oder

2.	 das für die Erfüllung der Anforderungen dieses Ge-
setzes oder aufgrund dieses Gesetzes erlassener Vor-
schriften nur eine untergeordnete Bedeutung hat.

(3) Die Technischen Baubestimmungen nach § 83 ent-
halten eine nicht abschließende Liste von Bauproduk-
ten, die keines Verwendbarkeitsnachweises nach Ab-
satz 1 bedürfen.

§ 18 Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

(1) Das Deutsche Institut für Bautechnik erteilt unter 
den Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 eine allgemeine 
bauaufsichtliche Zulassung für Bauprodukte, wenn 
ihre Verwendbarkeit im Sinne des § 16b Abs. 1 nachge-
wiesen ist.

(2) 1Die zur Begründung des Antrags erforderlichen 
Unterlagen sind beizufügen. 2Soweit erforderlich, sind 
Probestücke von der Antragstellerin oder dem Antrag-
steller zur Verfügung zu stellen oder durch Sachver-
ständige, die das Deutsche Institut für Bautechnik be-
stimmen kann, zu entnehmen oder Probeausführun-
gen unter Aufsicht der Sachverständigen herzustellen. 
3§ 69 Abs. 2 gilt entsprechend.

(3) Das Deutsche Institut für Bautechnik kann für die 
Durchführung der Prüfung die sachverständige Stelle 
und für Probeausführungen die Ausführungsstelle und 
Ausführungszeit vorschreiben.

(4) 1Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird 
widerruflich und für eine bestimmte Frist erteilt, die in 
der Regel fünf Jahre beträgt. 2Die Zulassung kann mit 
Nebenbestimmungen erteilt werden. 3Die Befristung 
kann auf schriftlichen Antrag in der Regel um fünf Jah-
re verlängert werden; § 71 Satz 4 gilt entsprechend. 29
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(5) Die Zulassung wird unbeschadet der privaten Rech-
te Dritter erteilt.

(6) Das Deutsche Institut für Bautechnik macht die von 
ihm erteilten allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassun-
gen nach Gegenstand und wesentlichem Inhalt öffent-
lich bekannt.

(7) Allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen nach 
dem Recht anderer Länder gelten auch in Niedersach-
sen.

§ 19 Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis

(1) 1Bauprodukte, die nach allgemein anerkannten 
Prüfverfahren beurteilt werden, bedürfen anstelle einer 
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung nach § 18 
nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis-
ses. 2Die Bauprodukte, für die die Voraussetzungen des 
Satzes 1 vorliegen, werden mit der Angabe der für das 
jeweilige Prüfverfahren maßgebenden technischen Re-
geln in den Technischen Baubestimmungen nach § 83 
bekannt gemacht.

(2) 1Ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis wird 
von einer Prüfstelle nach § 24 Satz 1 Nr. 1 für Baupro-
dukte nach Absatz 1 erteilt, wenn ihre Verwendbarkeit 
im Sinne des § 16b Abs. 1 nachgewiesen ist. 2§ 18 Abs. 
2 und 4 bis 7 gilt entsprechend.

§ 20 Nachweis der Verwendbarkeit von 
Bauprodukten im Einzelfall

1Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbehörde 
dürfen unter den Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 im 
Einzelfall Bauprodukte verwendet werden, wenn ihre 
Verwendbarkeit im Sinne des § 16b Abs. 1 nachgewie-
sen ist. 2Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Abs. 1 nicht 
zu erwarten sind, kann die oberste Bauaufsichtsbehör-
de im Einzelfall erklären, dass ihre Zustimmung nicht 
erforderlich ist.

§ 21 Übereinstimmungsbestätigung

(1) Bauprodukte bedürfen einer Bestätigung ihrer Über-
einstimmung mit den Technischen Baubestimmungen 
nach § 83 Abs. 2, den allgemeinen bauaufsichtlichen 
Zulassungen, den allgemeinen bauaufsichtlichen Prüf-30
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zeugnissen oder den Zustimmungen im Einzelfall; als 
Übereinstimmung gilt auch eine Abweichung, die 
nicht wesentlich ist.

(2) Die Bestätigung der Übereinstimmung erfolgt durch 
eine Übereinstimmungserklärung des Herstellers  
(§ 22).

(3) Die Übereinstimmungserklärung hat der Hersteller 
durch Kennzeichnung der Bauprodukte mit dem Über-
einstimmungszeichen (Ü-Zeichen) unter Hinweis auf 
den Verwendungszweck abzugeben.

(4) Das Ü-Zeichen ist auf dem Bauprodukt, auf einem 
Beipackzettel oder auf seiner Verpackung oder, wenn 
dies Schwierigkeiten bereitet, auf dem Lieferschein 
oder auf einer Anlage zum Lieferschein anzubringen.

(5) Ü-Zeichen aus anderen Ländern und aus anderen 
Staaten gelten auch in Niedersachsen.

§ 22 Übereinstimmungserklärung des Herstellers

(1) Der Hersteller darf eine Übereinstimmungserklä-
rung nur abgeben, wenn er durch werkseigene Produk-
tionskontrolle sichergestellt hat, dass das von ihm her-
gestellte Bauprodukt den maßgebenden technischen 
Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, 
dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder 
der Zustimmung im Einzelfall entspricht.

(2) 1In den Technischen Baubestimmungen nach § 83, 
in den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen, in 
den allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen 
oder in den Zustimmungen im Einzelfall kann eine 
Prüfung der Bauprodukte durch eine Prüfstelle vor Ab-
gabe der Übereinstimmungserklärung vorgeschrieben 
werden, wenn dies zur Sicherung einer ordnungsgemä-
ßen Herstellung erforderlich ist. 2In diesen Fällen hat 
die Prüfstelle das Bauprodukt daraufhin zu überprüfen, 
ob es den maßgebenden technischen Regeln, der allge-
meinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemei-
nen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis oder der Zustim-
mung im Einzelfall entspricht.

(3) 1In den Technischen Baubestimmungen nach § 83, 
in den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen, in 31
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allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnissen oder in 
den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Zertifizie-
rung nach § 23 vor Abgabe der Übereinstimmungs
erklärung vorgeschrieben werden, wenn dies zum 
Nachweis einer ordnungsgemäßen Herstellung eines 
Bauprodukts erforderlich ist. 2Die oberste Bauaufsichts-
behörde kann im Einzelfall die Verwendung eines Bau-
produkts ohne Zertifizierung gestatten, wenn nachge-
wiesen ist, dass das Bauprodukt den maßgebenden 
technischen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtli-
chen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen 
Prüfzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall ent-
spricht.

(4) Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt werden, 
bedürfen nur einer Übereinstimmungserklärung nach 
Absatz 1, sofern nichts anderes bestimmt ist.

§ 23 Zertifizierung

(1) Dem Hersteller ist ein Übereinstimmungszertifikat 
von einer Zertifizierungsstelle nach § 24 Satz 1 Nr. 3 zu 
erteilen, wenn das Bauprodukt

1.	 den Technischen Baubestimmungen nach § 83 Abs. 
2, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, 
dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnis 
oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht und

2.	 einer werkseigenen Produktionskontrolle sowie ei-
ner Fremdüberwachung nach Maßgabe des Absat-
zes 2 unterliegt.

(2) 1Die Fremdüberwachung ist von Überwachungsstel-
len nach § 24 Satz 1 Nr. 4 durchzuführen. 2Im Rahmen 
der Fremdüberwachung ist regelmäßig zu überprüfen, 
ob das Bauprodukt den Technischen Baubestimmun-
gen nach § 83 Abs. 2, der allgemeinen bauaufsichtli-
chen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen 
Prüfzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall ent-
spricht.

§ 24 Prüf-, Zertifizierungs- und 
Überwachungsstellen

1Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann eine natürliche 
oder juristische Person oder eine Stelle als
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1.	 Prüfstelle für die Erteilung allgemeiner bauaufsicht-
licher Prüfzeugnisse (§ 19 Abs. 2),

2.	 Prüfstelle für die Überprüfung von Bauprodukten 
vor Abgabe der Übereinstimmungserklärung (§ 22 
Abs. 2),

3.	 Zertifizierungsstelle (§ 23 Abs. 1),

4.	 Überwachungsstelle für die Fremdüberwachung 
(§ 23 Abs. 2),

5.	 Überwachungsstelle für die Überwachung nach 
§ 16a Abs. 7 und § 25 Abs. 2 oder

6.	 Prüfstelle für die Überprüfung nach § 16a Abs. 6 
und § 25 Abs. 1

	 anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschäftigten 
nach ihrer Ausbildung, Fachkenntnis, persönlichen 
Zuverlässigkeit, ihrer Unparteilichkeit und ihren 
fachlichen Leistungen die Gewähr dafür bieten, 
dass die Aufgaben den öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften entsprechend wahrgenommen werden, 
und wenn sie über die erforderlichen Vorrichtun-
gen verfügen. 2Satz 1 ist entsprechend auf Behör-
den anzuwenden, wenn sie ausreichend mit geeig-
neten Fachkräften besetzt und mit den erforder
lichen Vorrichtungen ausgestattet sind. 3Die 
Anerkennung von Prüf-, Zertifizierungs- und Über-
wachungsstellen anderer Länder gilt auch in Nie-
dersachsen.

§ 25 Besondere Sachkunde- und 
Sorgfaltsanforderungen

(1) 1Bei Bauprodukten, deren Herstellung in außerge-
wöhnlichem Maß von der Sachkunde und Erfahrung 
der damit betrauten Personen oder von einer Ausstat-
tung mit besonderen Vorrichtungen abhängt, kann in 
der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der 
Zustimmung im Einzelfall oder durch Verordnung der 
obersten Bauaufsichtsbehörde vorgeschrieben werden, 
dass der Hersteller über die erforderlichen Fachkräfte 
und Vorrichtungen zu verfügen und den Nachweis hie-
rüber gegen über einer Prüfstelle nach § 24 Satz 1 Nr. 6 
zu erbringen hat. 2In der Verordnung können Mindest-
anforderungen an die Ausbildung, die durch Prüfung 
nachzuweisende Befähigung und die Ausbildungsstät-
ten einschließlich der Anerkennungsvoraussetzungen 
gestellt werden.
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(2) Für Bauprodukte, die wegen ihrer besonderen Ei-
genschaften oder ihres besonderen Verwendungs-
zwecks einer außergewöhnlichen Sorgfalt bei Einbau, 
Transport, Instandhaltung oder Reinigung bedürfen, 
kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, 
in der Zustimmung im Einzelfall oder durch Verord-
nung der obersten Bauaufsichtsbehörde die Überwa-
chung dieser Tätigkeiten durch eine Überwachungs-
stelle nach § 24 Satz 1 Nr. 5 vorgeschrieben werden, 
soweit diese Tätigkeiten nicht bereits durch die Verord-
nung (EU) Nr. 305/2011 erfasst sind.

Fünfter Teil
Der Bau und seine Teile

§ 26 Brandverhalten von Baustoffen und 
Feuerwiderstandsfähigkeit von Bauteilen

(1) 1Baustoffe werden nach ihrem Brandverhalten un-
terschieden in nichtbrennbare und brennbare Baustof-
fe. 2Brennbare Baustoffe werden unterschieden in 
schwerentflammbare und normalentflammbare Bau-
stoffe. 3Baustoffe, die nicht mindestens normalent-
flammbar sind (leichtentflammbare Baustoffe), dürfen 
nur verwendet werden, wenn sie durch die Art der Ver-
arbeitung oder des Einbaus ausreichend gegen Ent-
flammen geschützt sind.

(2) 1Bauteile werden nach ihrer Feuerwiderstandsfähig-
keit unterschieden in

1.	 feuerbeständige Bauteile,

2.	 hochfeuerhemmende Bauteile und

3.	 feuerhemmende Bauteile.
2Die Feuerwiderstandsfähigkeit bezieht sich bei tragen-
den und aussteifenden Bauteilen auf deren Stand
sicherheit im Brandfall, bei raumabschließenden Bau-
teilen auf deren Widerstand gegen eine Brandaus
breitung. 3Bauteile werden zusätzlich nach dem 
Brandverhalten der verwendeten Baustoffe unterschie-
den in

1.	 Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen,

2.	 Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus 
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und die, 
wenn sie raumabschließende Bauteile sind, zusätz-
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lich eine in Bauteilebene durchgehende Schicht aus 
nichtbrennbaren Baustoffen haben,

3.	 Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus 
brennbaren Baustoffen bestehen und die Dämm-
stoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen und allseitig 
eine brandschutztechnisch wirksame Bekleidung 
aus nichtbrennbaren Baustoffen (Brandschutzbe-
kleidung) haben, und

4.	 Bauteile aus brennbaren Baustoffen.

(3) Soweit in diesem Gesetz oder in Vorschriften auf-
grund dieses Gesetzes nichts anderes bestimmt ist, 
müssen in Bezug auf das Brandverhalten der verwende-
ten Baustoffe

1.	 Bauteile, die feuerbeständig sein müssen, mindes-
tens Absatz 2 Satz 3 Nr. 2 und

2.	 Bauteile, die hochfeuerhemmend sein müssen, 
mindestens Absatz 2 Satz 3 Nr. 3

entsprechen.

§ 27 Wände und Stützen

(1) 1Wände müssen die für ihre Standsicherheit und 
Belastung nötige Dicke, Festigkeit und Aussteifung ha-
ben und, soweit erforderlich, die bauliche Anlage aus-
steifen. 2Sie müssen ausreichend sicher gegen Stoßkräf-
te sein.

(2) Wände müssen gegen aufsteigende und gegen ein-
dringende Feuchtigkeit hinreichend geschützt sein.

(3) 1Wände müssen, soweit es der Brandschutz unter 
Berücksichtigung ihrer Beschaffenheit, Anordnung 
und Funktion erfordert, nach ihrer Bauart und durch 
ihre Baustoffe widerstandsfähig gegen Feuer sein. 2Dies 
gilt auch für Bekleidungen und Dämmschichten.

(4) Tragende Wände und aussteifende Wände müssen 
im Brandfall ausreichend lang standsicher sein.

(5) Für Stützen gelten die Absätze 1 bis 4 sinngemäß.
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§ 5 Tragende Wände und aussteifende Wände 
(zu § 27 NBauO)

(1) 1Tragende Wände und aussteifende Wände müssen, 
ausgenommen in Kellergeschossen,

1.	 in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerbeständig,

2.	 in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 mindestens hoch
feuerhemmend und

3.	 in Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 3 mindes-
tens feuerhemmend

sein. 2Gebäude werden nicht der Gebäudeklasse 2 we-
gen angebauter Gebäude zugeordnet, wenn die ange-
bauten Gebäude insgesamt nicht mehr als 30 m2 
Grundfläche und weder Aufenthaltsräume noch Feuer-
stätten haben oder Kleingaragen sind.

(2) Absatz 1 gilt nicht für tragende Wände und ausstei-
fende Wände

1.	 in obersten Geschossen in Dachräumen,

2.	 von Balkonen, ausgenommen Balkone, über die 
Rettungswege führen, und

3.	 von eingeschossigen Gebäuden ohne Aufenthalts-
räume und Feuerstätten.

(3) 1In Kellergeschossen müssen tragende Wände und 
aussteifende Wände

1.	 in Gebäuden der Gebäudeklassen 3, 4 und 5 feuer-
beständig sowie

2.	 in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 mindes-
tens feuerhemmend

sein. 2Satz 1 Nr. 2 gilt nicht für Wände von freistehen-
den land- oder forstwirtschaftlich genutzten Gebäuden 
ohne Aufenthaltsräume.

§ 9 Stützen (zu den §§ 27, 29 und 30 NBauO)

Für Stützen gelten die §§ 5, 7 und 8 sinngemäß.

§ 28 Außenwände

(1) Außenwände müssen aus frostbeständigen und ge-
gen Niederschläge widerstandsfähigen Baustoffen her-
gestellt oder mit einem Wetterschutz versehen sein.
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(2) Außenwände und Außenwandteile wie Brüstungen 
und Schürzen müssen so ausgebildet sein, dass eine 
Brandausbreitung auf und in diesen Bauteilen ausrei-
chend lang begrenzt ist.

§ 6 Außenwände (zu § 28 NBauO)

(1) Nichttragende Außenwände und nichttragende Tei-
le tragender Außenwände müssen

1.	 aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen, wobei 
Dämmstoffe in nichtbrennbaren geschlossenen 
Profilen von Außenwandkonstruktionen sowie Fu-
gendichtungen unberücksichtigt bleiben, oder

2.	 als raumabschließende Bauteile feuerhemmend 
sein.

(2) 1Außenseitige Oberflächen und Bekleidungen von 
Außenwänden einschließlich der Dämmstoffe und Un-
terkonstruktionen müssen schwerentflammbar sein. 
2Unterkonstruktionen außenseitiger Bekleidungen dür-
fen aus normalentflammbaren Baustoffen bestehen, 
wenn die Brandausbreitung auf und in den Außenwän-
den ausreichend lang begrenzt ist. 3Bekleidungen von 
Balkonen müssen, soweit sie über die erforderliche Um-
wehrungshöhe hinausreichen, schwerentflammbar sein. 
4Großflächige Bauteile wie Vorsatz- und Lichtblenden 
sowie Beschichtungen und Folien an Außenwänden gel-
ten als Bekleidungen, soweit nichts anderes bestimmt 
ist. 5Baustoffe, die im Brandfall brennend abtropfen 
oder brennend abfallen können, dürfen in Bauteilen im 
Sinne der Sätze 1 bis 4 nicht verwendet werden.

(3) 1Solarenergieanlagen an Außenwänden müssen 
schwerentflammbar sein, wenn sie sich über mehr als 
zwei Geschosse erstrecken; Absatz 2 Sätze 2 und 5 gilt 
entsprechend. 2Sie dürfen Öffnungen in Außenwänden 
nicht überdecken.

(4) 1Außenwandkonstruktionen mit geschossübergrei-
fenden Hohl- oder Lufträumen, wie zum Beispiel hin-
terlüftete Außenwandbekleidungen, sind nur zulässig, 
wenn gegen eine Brandausbreitung in den Hohl- oder 
Lufträumen Vorkehrungen getroffen sind. 2Für ge-
schossübergreifende Doppelfassaden gilt Satz 1 ent-
sprechend.
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(5) Die Absätze 1 bis 4 Satz 1 gelten nicht in Bezug auf 
Gebäude der Gebäudeklassen 1, 2 und 3 sowie Terras-
senvorbauten und Windfänge; Absatz 4 Satz 1 in Ver-
bindung mit Absatz 4 Satz 2 gilt nicht in Bezug auf Ge-
bäude der Gebäudeklassen 1 und 2.

§ 29 Trennwände

Trennwände müssen, wenn sie raumabschließende 
Bauteile von Räumen oder Nutzungseinheiten sind, 
ausreichend lang widerstandsfähig gegen eine 
Brandausbreitung sein, soweit dies erforderlich ist, um 
der Brandausbreitung innerhalb von Geschossen ent-
gegenzuwirken.

§ 7 Trennwände (zu § 29 NBauO)

(1) 1Trennwände müssen als raumabschließende Bau-
teile vorhanden sein

1.	 zwischen Nutzungseinheiten sowie zwischen einer 
Nutzungseinheit und anders genutzten Räumen, 
ausgenommen notwendige Flure,

2.	 in Kellergeschossen zwischen einem Aufenthalts-
raum und anders genutzten Räumen,

3.	 in Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5 zwischen 
einem Aufenthaltsraum im Dachraum einschließ-
lich seiner Zugänge und dem nicht ausgebauten 
Teil des Dachraumes, wenn dieser Teil so groß ist, 
dass darin ein Aufenthaltsraum mit der erforderli-
chen lichten Höhe möglich ist, sowie

4.	 zwischen einem Raum mit Explosions- oder erhöh-
ter Brandgefahr und anderen Räumen.

2Eine Trennwand nach Satz 1 Nr. 1 oder 2 muss ent-
sprechend der Feuerwiderstandsfähigkeit der tragen-
den Bauteile des Geschosses, in dem sie sich befindet, 
feuerwiderstandsfähig, jedoch mindestens feuerhem-
mend sein. 3Eine Trennwand nach Satz 1 Nr. 3 muss 
mindestens feuerhemmend, eine Trennwand nach Satz 
1 Nr. 4 muss feuerbeständig sein.

(2) 1Eine Trennwand nach Absatz 1 muss an die Rohde-
cke oder an die Dachhaut anschließen. 2Eine Rohdecke 
im Dachraum, an die eine Trennwand anschließt, muss 
als raumabschließendes Bauteil einschließlich der sie 
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tragenden und aussteifenden Bauteile mindestens feu-
erhemmend sein.

(3) Trennwände nach Absatz 1 dürfen Öffnungen ha-
ben, die auf die für die Nutzung des Gebäudes oder der 
Räume erforderliche Zahl und Größe beschränkt sind; 
die Öffnungen müssen dichtschließende, selbstschlie-
ßende und mindestens feuerhemmende Abschlüsse ha-
ben.

(4) Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1, 2 und 4 gilt nicht in Bezug 
auf Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 und 2.

§ 30 Brandwände

1Brandwände müssen vorhanden sein, soweit dies, ins-
besondere bei geringen Gebäude- oder Grenzabstän-
den, innerhalb ausgedehnter Gebäude oder bei bauli-
chen Anlagen mit erhöhter Brandgefahr, erforderlich 
ist, um einer Brandausbreitung entgegenzuwirken. 
2Brandwände müssen als raumabschließende Bauteile 
zum Abschluss von Gebäuden oder zur Unterteilung 
von Gebäuden in Brandabschnitte so beschaffen und 
angeordnet sein, dass sie bei einem Brand ausreichend 
lang eine Brandausbreitung auf andere Gebäude oder 
Brandabschnitte verhindern.

§ 8 Brandwände (zu § 30 NBauO)

(1) 1Eine Brandwand muss vorhanden sein

1.	 zum Abschluss eines Gebäudes (Gebäudeabschluss-
wand), soweit der Abstand der Abschlusswand zu 
den Grenzen des Baugrundstücks weniger als 
2,50 m beträgt und die Abschlusswand diesen 
Grenzen in einem Winkel von weniger als 45° zuge-
kehrt ist,

2.	 in Abständen von nicht mehr als 40 m

	 a)	als Gebäudeabschlusswand bei aneinanderge-
bauten Gebäuden auf demselben Baugrundstück 
und

	 b)	innerhalb eines ausgedehnten Gebäudes zu des-
sen Unterteilung (innere Brandwände),

3.	 als Gebäudeabschlusswand im Bereich der aneinan-
dergebauten Wände eines Wohngebäudes und ei-
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nes land- oder forstwirtschaftlich genutzten Gebäu-
des auf demselben Baugrundstück,

4. als innere Brandwand zwischen einem dem Woh-
nen dienenden Teil und dem land- oder forstwirt-
schaftlich genutzten Teil eines Gebäudes,

5. abweichend von Nummer 2 Buchst. b als innere 
Brandwand zur Unterteilung eines land- oder forst-
wirtschaftlich genutzten Gebäudes in Gebäudeab-
schnitte von nicht mehr als 10 000 m3 Brutto-
Rauminhalt, bei einem eingeschossigen Stall jedoch 
von nicht mehr als 5 000 m2 Grundfläche, wobei 
Geschosse zur ausschließlichen Lagerung von Jau-
che oder Gülle jeweils unberücksichtigt bleiben.

2Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für Gebäudeabschlusswände von 
eingeschossigen Gebäuden mit nicht mehr als 30 m2 
Grundfläche, die weder Aufenthaltsräume noch Feuer-
stätten haben, und von Terrassenvorbauten, Windfän-
gen, Dachgauben und ähnlichen Dachaufbauten. 3Be-
steht ein Baugrundstück gemäß § 2 Abs. 12 Satz 2 
NBauO aus mehreren aneinander grenzenden Grund-
stücken, so müssen die Anforderungen des Satzes 1 Nr. 
1 gegenüber den Grenzen jedes dieser Grundstücke 
eingehalten sein. 4Für die Bemessung des Abstandes 
nach Satz 1 Nr. 1 dürfen benachbarte Grundstücke in 
entsprechender Anwendung des § 6 NBauO hinzuge-
rechnet werden. 5In Fällen nach Satz 1 Nr. 5 müssen bei 
Ställen die durch die Abweichung von Satz 1 Nr. 2 be-
dingten Erschwernisse für die Rettung der Tiere im 
Brandfall unter Berücksichtigung der Art der Tierhal-
tung ausgeglichen werden.

(2) 1Brandwände müssen auch unter zusätzlicher me-
chanischer Beanspruchung feuerbeständig sein und 
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. 2In den Fäl-
len nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1, 2 und 5 genügen an-
stelle von Brandwänden

1. für Gebäude der Gebäudeklasse 4 Wände, die auch 
unter zusätzlicher mechanischer Beanspruchung 
hochfeuerhemmend sind,

2. für Gebäude der Gebäudeklassen 1, 2 und 3 hoch-
feuerhemmende Wände,

3. für Gebäude der Gebäudeklassen 1, 2 und 3 in Be-
zug auf Gebäudeabschlusswände Wände, die von 
innen nach außen entsprechend der Feuerwider-
standsfähigkeit der tragenden und der aussteifen-
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den Bauteile des Gebäudes feuerwiderstandsfähig, 
mindestens jedoch feuerhemmend, und von außen 
nach innen feuerbeständig sind.

3In den Fällen nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 3 und 4 genü-
gen anstelle von Brandwänden feuerbeständige Wän-
de, wenn die land- oder forstwirtschaftlich genutzten 
Gebäude oder Gebäudeteile nicht mehr als 2 000 m3 
Brutto-Rauminhalt haben. 4Für Wände, die nach den 
Sätzen 2 und 3 anstelle von Brandwänden genügen, 
gelten die Absätze 3 und 5 bis 8 entsprechend. 5Ge-
meinsame Wände von Gebäuden (§ 12 Abs. 2 NBauO) 
müssen Brandwände sein; in den Fällen nach Satz 2 
Nrn. 2 und 3 genügen feuerbeständige Wände.

(3) 1Eine Brandwand muss durchgehend bis zur Beda-
chung reichen und in allen Geschossen ohne Versatz 
angeordnet sein. 2Abweichend von Satz 1 dürfen an-
stelle einer inneren Brandwand Wände in den Ge-
schossen versetzt  angeordnet sein, wenn

1. die Wände im Übrigen den Anforderungen nach 
Absatz 2 Satz 1 entsprechen,

2. Decken, soweit sie mit den Wänden verbunden 
sind, feuerbeständig sind, aus nichtbrennbaren 
Baustoffen bestehen und ohne Öffnungen sind,

3. die Bauteile, die die Wände oder die Decken im Sin-
ne der Nummer 2 tragen oder aussteifen, feuerbe-
ständig sind und aus nichtbrennbaren Baustoffen 
bestehen,

4. die Außenwände im Bereich des Versatzes und in 
seiner Breite in dem Geschoss oberhalb oder unter-
halb des Versatzes feuerbeständig sind und

5. Öffnungen in den Außenwänden im Bereich des 
Versatzes so angeordnet oder andere Vorkehrungen 
so getroffen sind, dass eine Brandübertragung in 
andere Brandabschnitte nicht zu befürchten ist.

(4) 1Bilden zwei Außenwände oder zwei Abschnitte ei-
ner Außenwand in einem Abstand von bis zu 5 m vom 
Schnittpunkt der Außenwände oder der Abschnitte der 
Außenwand

1. mit einer Brandwand oder

2. mit einer Wand nach Absatz 2 Satz 2 oder 3

einen Winkel von weniger als 120°, so muss in einem 
Abstand von 5 m zu diesem Schnittpunkt mindestens 
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eine der Außenwände oder einer der Abschnitte der 
Außenwand ohne Öffnungen, feuerbeständig und aus 
nichtbrennbaren Baustoffen sein. 2In den Fällen nach 
Satz 1 Nr. 2 genügt es, wenn eine der Außenwände oder 
einer der Abschnitte der Außenwand in dem Abstand 
von 5 m zum Schnittpunkt mit der Wand nach Absatz 
2 Satz 2 oder 3 entsprechend der jeweiligen Feuerwi-
derstandsfähigkeit dieser Wand feuerwiderstandsfähig 
ist.

(5) 1Brandwände  dürfen keine Öffnungen haben. 2Ab-
weichend von Satz 1 dürfen innere Brandwände Öff-
nungen haben, wenn die Öffnungen auf die für die 
Nutzung des Gebäudes erforderliche Zahl und Größe 
beschränkt sind und dichtschließende, selbstschlie-
ßende und feuerbeständige Abschlüsse haben.

(6) 1Brandwände müssen mindestens 0,30 m über die 
Dachhaut reichen oder in Höhe der Dachhaut mit ei-
ner beiderseits mindestens 0,50 m auskragenden feuer-
beständigen Platte aus nichtbrennbaren Baustoffen ab-
geschlossen sein; darüber dürfen brennbare Teile des 
Daches nicht vorhanden sein. 2Abweichend von Satz 1 
genügt es bei Gebäuden der Gebäudeklassen 1, 2 und 3 
mit harter Bedachung (§ 11 Abs. 1), wenn die Brand-
wände ohne Hohlräume an die Dachhaut anschließen. 
3Brandwände von Gebäuden mit einer nicht harten Be-
dachung müssen mindestens 0,50 m über die Dach-
haut reichen.

(7) 1Bauteile aus brennbaren Baustoffen dürfen durch 
Brandwände nicht hindurchgeführt sein und Brand-
wände nicht überbrücken. 2Außenwandkonstruktionen, 
die eine seitliche Brandausbreitung begünstigen, wie 
Doppelfassaden und hinterlüftete Außenwandbeklei-
dungen, dürfen über Brandwände nur hinweggeführt 
sein, wenn Vorkehrungen gegen die Brandausbreitung 
in der Außenwandkonstruktion getroffen sind. 3Bauteile 
wie Leitungen und Schornsteine sowie Leitungsschlitze 
dürfen die Feuerwiderstandsfähigkeit von Brandwänden 
nicht beeinträchtigen; Stahlträger und Stahlstützen 
müssen eine der Feuerwiderstandsfähigkeit der Brand-
wand entsprechend feuerwiderstandsfähige Ummante-
lung haben. 4Außenseitige Oberflächen und Bekleidun-
gen von Gebäudeabschlusswänden nach Absatz 1 Satz 1 
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Nr. 1 einschließlich der Unterkonstruktionen und der 
Dämmstoffe müssen nichtbrennbar sein.

(8) In inneren Brandwänden dürfen Teilflächen aus 
lichtdurchlässigen, nichtbrennbaren Baustoffen beste-
hen, wenn diese Flächen feuerbeständig und auf die für 
die Nutzung des Gebäudes erforderliche Zahl und Grö-
ße beschränkt sind.

§ 31 Decken  und Böden 

(1) Decken müssen den Belastungen sicher standhal-
ten, die auftretenden Kräfte sicher auf ihre Auflager 
übertragen und, soweit erforderlich, die bauliche Anla-
ge waagerecht aussteifen.

(2) 1Böden nicht unterkellerter Aufenthaltsräume oder 
anderer Räume, deren Benutzung durch Feuchtigkeit 
beeinträchtigt werden kann, müssen gegen aufsteigen-
de Feuchtigkeit geschützt sein. 2Decken unter Räumen, 
die der Feuchtigkeit erheblich ausgesetzt sind, insbe-
sondere unter Waschküchen, Toiletten, Waschräumen 
und Loggien, müssen wasserundurchlässig sein.

(3) 1Decken müssen, soweit es der Brandschutz unter 
Berücksichtigung ihrer Beschaffenheit, Anordnung 
und Funktion erfordert, nach ihrer Bauart und in ihren 
Baustoffen widerstandsfähig gegen Feuer sein. 2Sie 
müssen als tragende und raumabschließende Bauteile 
zwischen Geschossen im Brandfall ausreichend lang 
standsicher und widerstandsfähig gegen eine Brandaus-
breitung sein. 3Satz 1 gilt auch für Bekleidungen und 
Dämmschichten.

§ 10 Decken (zu § 31 NBauO)

(1) 1Decken müssen, ausgenommen in Kellergeschos-
sen,

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 feuerbeständig,

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 mindestens 
hochfeuerhemmend und

3. in Gebäuden der Gebäudeklassen 2 und 3 sowie als 
oberste Decken, über denen Aufenthaltsräume 
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nicht liegen, abweichend von den Nummern 1 und 
2 mindestens feuerhemmend

sein. 2Satz 1 gilt nicht für oberste Decken in Gebäuden 
ohne Aufenthaltsräume und für Balkone, die nicht als 
Rettungsweg dienen; § 7 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. 
3§ 5 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) 1In Kellergeschossen müssen Decken

1. in Gebäuden der Gebäudeklassen 3, 4 und 5 feuer-
beständig sowie

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 1 und 2 mindes-
tens feuerhemmend

sein. 2Satz 1 Nr. 2 gilt nicht für Decken von freistehen-
den land- oder forstwirtschaftlich genutzten Gebäuden 
ohne Aufenthaltsräume.

(3) Decken

1. unter und über Räumen mit Explosions- oder er-
höhter Brandgefahr, ausgenommen in Wohngebäu-
den der Gebäudeklassen 1 und 2, sowie

2. zwischen dem Wohnteil und dem land- oder forst-
wirtschaftlich genutzten Teil eines Gebäudes

müssen abweichend von den Absätzen 1 und 2 feuer-
beständig sein.

(4) 1Decken nach Absatz 3 dürfen Öffnungen nicht ha-
ben. 2Decken, die nach Absatz 1 oder 2 feuerwider-
standsfähig sein müssen, dürfen Öffnungen nur haben

1. für notwendige Treppen und für Aufzüge sowie für 
Schächte, an die in der Niedersächsischen Bauord-
nung oder in Vorschriften aufgrund der Nieder-
sächsischen Bauordnung Anforderungen bezüglich 
des Brandschutzes gestellt werden, und

2. für andere Zwecke, wenn die Öffnungen auf die für 
die Nutzung des Gebäudes erforderliche Zahl und 
Größe beschränkt sind sowie dichtschließende und 
selbstschließende Abschlüsse haben, die entspre-
chend der Feuerwiderstandsfähigkeit der Decken 
feuerwiderstandsfähig sind.

3Der Anschluss der Decken an Außenwände muss die 
Anforderungen nach § 31 Abs. 3 Satz 2 NBauO erfüllen. 
4Die Einschränkungen nach Satz 2 gelten nicht für De-
cken in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2, in Nut-
zungseinheiten mit nicht mehr als 400 m2 Grundflä-
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che und nicht mehr als zwei Geschossen sowie in Woh-
nungen.

§ 32 Dächer 

(1) 1Bedachungen  müssen gegen Flugfeuer und strah-
lende Wärme von außen ausreichend lang wider-
standsfähig sein, soweit der Brandschutz nicht auf an-
dere Weise gesichert ist. 2Das Tragwerk der Dächer  ein-
schließlich des Trägers der Dachhaut muss, soweit es 
der Brandschutz erfordert, ausreichend lang wider-
standsfähig gegen Feuer sein. 3Die Dachhaut muss ge-
gen die Einflüsse der Witterung genügend beständig 
sein.

(2) Soweit es die Verkehrssicherheit erfordert, müssen 
Dächer mit Schutzvorrichtungen gegen das Herabfal-
len von Schnee und Eis versehen sein.

(3) Dachüberstände , Dachgesimse, Dachaufbauten, So-
larenergieanlagen, Sonnenkollektoren, lichtdurchlässi-
ge Bedachungen, Lichtkuppeln und Oberlichte  müssen 
so angeordnet und hergestellt sein, dass Feuer nicht auf 
andere Gebäudeteile oder Nachbargebäude übertragen 
werden kann.

(4) Für vom Dach aus vorzunehmende Arbeiten sind 
sicher benutzbare Vorrichtungen anzubringen.

§ 11 Dächer (zu § 32 NBauO)

(1) Bedachungen, die gegen Flugfeuer und strahlende 
Wärme von außen ausreichend lang widerstandsfähig 
sind (harte Bedachung ), sind nur erforderlich, soweit 
in den Absätzen 2 bis 4 nichts Abweichendes geregelt 
ist.

(2) 1Bedachungen freistehender Gebäude der Gebäude-
klassen 1 und 3 brauchen die Anforderungen an eine 
harte Bedachung nicht zu erfüllen, soweit der Abstand 
der Bedachung

1. von den Grenzen des Baugrundstücks mindestens 
12 m, bei einem Wohngebäude mindestens 6 m,

DV

DV

45



1 · NBauO § 32 

Te
il 

A

2. von Gebäuden auf demselben Baugrundstück mit 
harter Bedachung mindestens 15 m, bei einem 
Wohngebäude mindestens 9 m,

3. von Gebäuden auf demselben Baugrundstück mit 
einer Bedachung, die nicht die Anforderungen an 
eine harte Bedachung erfüllt, mindestens 24 m, bei 
einem Wohngebäude mindestens 12 m und

4. von nur Nebenzwecken dienenden Gebäuden auf 
demselben Baugrundstück, die nicht mehr als 
60 m2 Grundfläche und nicht mehr als zwei Ge-
schosse haben sowie ohne Aufenthaltsräume und 
Feuerstätten sind, mindestens 5 m

beträgt. 2In Bezug auf Satz 1 Nr. 1 gilt § 6 NBauO sinn-
gemäß.

(3) Die Anforderungen an eine harte Bedachung brau-
chen nicht zu erfüllen

1. Bedachungen von Gebäuden mit nicht mehr als 50 
m3 Brutto-Rauminhalt, die weder Aufenthaltsräume 
noch Feuerstätten haben,

2. Dachflächenfenster, Lichtkuppeln und Oberlichte 
von Wohngebäuden,

3. Vordächer und lichtdurchlässige Bedachungen

 a) aus nichtbrennbaren Baustoffen,

 b) mit brennbaren Dämmstoffen in nichtbrennba-
ren geschlossenen Profilen und im Übrigen aus 
nichtbrennbaren Baustoffen und

 c) mit brennbaren Baustoffen in Verbundgläsern 
und Fugendichtungen und im Übrigen aus nicht-
brennbaren Baustoffen, sowie

4. Eingangsüberdachungen und Gewächshäuser.

(4) Bedachungen dürfen begrünt sein und Teilflächen 
aus brennbaren Baustoffen haben, wenn eine Brand-
entstehung durch Flugfeuer oder strahlende Wärme 
von außen nicht zu befürchten ist oder Vorkehrungen 
gegen eine Brandentstehung getroffen sind.

(5) 1Dächer von traufseitig aneinandergebauten Ge-
bäuden müssen als raumabschließende Bauteile ein-
schließlich der sie tragenden und aussteifenden Bautei-
le von innen nach außen feuerhemmend sein, wenn 
zum Abschluss der Gebäude voneinander Brandwände 
oder Wände nach § 8 Abs. 2 Satz 2 oder 3 vorhanden 
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sein müssen. 2Bilden Dächer mit Wänden, die Brand-
wände oder Wände nach § 8 Abs. 2 Satz 2 oder 3 sein 
müssen, einen Winkel von mehr als 110°, so müssen 
Öffnungen in den Dächern, waagerecht gemessen, 
mindestens 2 m von diesen Wänden entfernt sein.

(6) Von einer Brandwand und einer Wand nach § 8 
Abs. 2 Satz 2 oder 3 müssen mindestens 1,25 m ent-
fernt sein

1. Dachflächenfenster, Lichtkuppeln, Oberlichte und 
Öffnungen im Dach, wenn die Brandwand oder die 
Wand nach § 8 Abs. 2 Satz 2 oder 3 nicht mindes-
tens 30 cm über die Bedachung reicht,

2. Solarenergieanlagen und Sonnenkollektoren in 
oder auf einem Dach, Dachgauben  und ähnliche 
Dachaufbauten, wenn sie aus brennbaren Baustof-
fen bestehen und nicht durch die Brandwand oder 
die Wand nach § 8 Abs. 2 Satz 2 oder 3 gegen Brand-
übertragung geschützt sind.

(7) 1Dächer, die an Außenwände ohne Feuerwider-
standsfähigkeit oder an Außenwände mit Öffnungen 
oberhalb des Daches angebaut sind, müssen innerhalb 
eines Abstandes von 5 m von diesen Außenwänden als 
raumabschließende Bauteile einschließlich der sie tra-
genden und aussteifenden Bauteile von innen nach au-
ßen der Feuerwiderstandsfähigkeit der Decken des Ge-
bäudeteils, an den sie angebaut sind, entsprechend 
feuerwiderstandsfähig sein. 2Dies gilt nicht für Dächer, 
die an Außenwände von Wohngebäuden der Gebäude-
klassen 1, 2 und 3 angebaut sind.

§ 33 Rettungswege 

(1) 1Für jede Nutzungseinheit mit mindestens einem 
Aufenthaltsraum müssen in jedem Geschoss mindes-
tens zwei voneinander unabhängige Rettungswege ins 
Freie vorhanden sein. 2Die Rettungswege dürfen inner-
halb des Geschosses über denselben notwendigen Flur 
(§ 36) führen.

(2) 1Der erste Rettungsweg für eine Nutzungseinheit 
nach Absatz 1 Satz 1, die nicht zu ebener Erde liegt, 
muss über eine notwendige Treppe (§ 34 Abs. 1 Satz 2) 
führen. 2Der zweite Rettungsweg kann über eine weite-
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re notwendige Treppe oder eine mit den Rettungsgerä-
ten der Feuerwehr  erreichbare Stelle der Nutzungsein-
heit führen. 3Ein zweiter Rettungsweg über eine von 
der Feuerwehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit 
ist geeignet, wenn Bedenken in Bezug auf die Eignung 
des Rettungsweges  für die Rettung der Menschen nicht 
bestehen; für ein Geschoss einer Nutzungseinheit nach 
Satz 1, ausgenommen Geschosse von Wohnungen, das 
für die Nutzung durch mehr als 10 Personen bestimmt 
ist, ist die Eignung des Rettungsweges zu prüfen. 4Ein 
zweiter Rettungsweg ist nicht erforderlich, wenn die 
Rettung über einen sicher erreichbaren und durch be-
sondere Vorkehrungen gegen Feuer und Rauch ge-
schützten Treppenraum möglich ist.

§ 13 Rettungswege (zu § 33 NBauO)

(1) Gebäude, für die ein Rettungsweg über Rettungsge-
räte der Feuerwehr führt, dürfen nur errichtet werden, 
wenn die Feuerwehr über die erforderlichen Rettungs-
geräte verfügt.

(2) 1In einer Entfernung von nicht mehr als 35 m muss 
in demselben Geschoss

1. von jeder Stelle jedes Aufenthaltsraumes mindes-
tens ein Ausgang ins Freie oder ein notwendiger 
Treppenraum (§ 35 Abs. 1 NBauO) oder, wenn ein 
Treppenraum nach § 35 Abs. 2 NBauO nicht erfor-
derlich ist, mindestens eine notwendige Treppe und

2. von jeder Stelle jedes Kellergeschosses mindestens 
ein Ausgang ins Freie oder ein notwendiger Trep-
penraum

erreichbar sein. 2Übereinander liegende Kellergeschos-
se müssen mindestens je zwei Ausgänge im Sinne des 
Satzes 1 Nr. 2 haben.

(3) Die Entfernung von in notwendigen Fluren ange-
ordneten Türen von Aufenthaltsräumen zu offenen 
Gängen oder Vorräumen zu Sicherheitstreppenräumen 
(§ 16) darf nicht mehr als 15 m betragen.
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§ 16 Sicherheitstreppenräume  
(zu den §§ 33 und 35 NBauO)

(1) Treppenräume sind im Sinne des § 33 Abs. 2 Satz 4 
NBauO sicher erreichbar und durch besondere Vorkeh-
rungen gegen Feuer und Rauch geschützt, wenn sie

1. an einer Außenwand liegen oder von dem Gebäude 
abgesetzt sind und in jedem Geschoss über einen 
unmittelbar davor liegenden offenen Gang erreich-
bar sind (außenliegende Sicherheitstreppenräume) 
oder

2. eine Druckbelüftungsanlage haben, die auch die 
Vorräume versorgt, und in jedem Geschoss über ei-
nen Vorraum erreichbar sind (innenliegende Si-
cherheitstreppenräume)

und im Übrigen die Anforderungen der Absätze 2 bis 6 
erfüllen.

(2) 1Die Wände von Sicherheitstreppenräumen müssen 
die Anforderungen nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erfül-
len. 2Öffnungen in den Wänden dürfen

1. bei außenliegenden Sicherheitstreppenräumen nur 
zu offenen Gängen oder ins Freie und

2. bei innenliegenden Sicherheitstreppenräumen nur 
zu Vorräumen oder ins Freie

vorhanden sein.

(3) 1Die Türen außenliegender Sicherheitstreppenräu-
me zu offenen Gängen müssen dichtschließend und 
selbstschließend sein und aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen. 2Sie müssen in Fluchtrichtung auf-
schlagen. 3Verglasungen in den Türen müssen mindes-
tens 30 Minuten widerstandsfähig gegen Feuer sein. 
4Die Türen müssen bei dreiseitig offenen Gängen min-
destens 1,50 m, bei offenen Gängen mit weniger als 
drei offenen Seiten mindestens 3 m von der Tür des 
offenen Ganges zum notwendigen Flur entfernt sein. 
5Der seitliche Abstand zwischen den Türen außenlie-
gender Sicherheitstreppenräume und den Öffnungen 
von anderen als den in den Sätzen 1 und 4 genannten 
Räumen muss mindestens 1,50 m betragen. 6Die Türen 
innenliegender Sicherheitstreppenräume zu Vorräu-
men müssen rauchdicht und selbstschließend sein; sie 
müssen in Fluchtrichtung aufschlagen.
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(4) Die Fenster von Sicherheitstreppenräumen dürfen 
nur mit Steckschlüssel zu öffnen sein; Absatz 3 Satz 3 
gilt entsprechend.

(5) 1Außenliegende Sicherheitstreppenräume müssen 
Öffnungen zur Rauchableitung  haben; § 15 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 2Innenliegende Sicherheitstreppen-
räume müssen gegen Raucheintritt im Brandfall durch 
die Druckbelüftungsanlage nach Absatz 1 Nr. 2 so ge-
schützt werden, dass die Luft auch bei geöffneten Tü-
ren zu dem vom Brand betroffenen Geschoss unter 
 allen Witterungsbedingungen entgegen der Fluchtrich-
tung strömt.

(6) Sicherheitstreppenräume müssen eine Sicherheits-
beleuchtung  haben.

(7) Soweit in den Absätzen 1 bis 6 nichts anderes be-
stimmt ist, gilt § 15 entsprechend.

§ 34 Treppen 

(1) 1Räume in Gebäuden müssen, soweit sie nicht zu 
ebener Erde liegen, über Treppen zugänglich sein. 
2Treppen müssen in solcher Zahl vorhanden und so an-
geordnet und ausgebildet sein, dass sie für den größten 
zu erwartenden Verkehr ausreichen und die erforderli-
chen Rettungswege bieten (notwendige Treppen ). 
3Statt notwendiger Treppen sind Rampen  mit flacher 
Neigung zulässig.

(2) 1Einschiebbare Treppen  und Rolltreppen  sind als 
notwendige Treppen unzulässig. 2Einschiebbare Trep-
pen und Leitern sind zulässig als Zugang

1. zu einem Dachraum ohne Aufenthaltsräume in 
Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,

2. zu einem anderen Raum, der kein Aufenthaltsraum 
ist, wenn hinsichtlich des Brandschutzes und der 
Art seiner Benutzung keine Bedenken bestehen.

(3) 1Treppen müssen mindestens einen Handlauf ha-
ben. 2Notwendige Treppen müssen beiderseits Hand-
läufe  haben. 3Die Handläufe müssen fest und griffsi-
cher sein. 4Satz 2 gilt nicht, wenn Menschen mit Be-
hinderungen und alte Menschen die Treppe nicht zu 
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benutzen brauchen, und nicht für Treppen von Wohn-
gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 sowie in Woh-
nungen.

§ 14 Treppen (zu § 34 NBauO)

(1) 1Notwendige Treppen müssen in einem Zuge zu al-
len angeschlossenen Geschossen führen. 2Dies gilt 
nicht

1. für notwendige Treppen in Gebäuden der Gebäude-
klassen 1, 2 und 3,

2. für notwendige Treppen, die nach § 35 Abs. 2 
NBauO ohne eigenen Treppenraum zulässig sind,

3. für notwendige Treppen, soweit sie zu einem Ge-
schoss im Dachraum ohne Aufenthaltsräume füh-
ren, und

4. für notwendige Treppen, soweit sie zu einem obers-
ten Geschoss im Dachraum mit Aufenthaltsräumen 
führen, wenn diese notwendigen Treppen mit den 
übrigen notwendigen Treppen unmittelbar verbun-
den sind.

(2) 1Tragende Teile notwendiger Treppen  müssen

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 mindestens feu-
erhemmend sein und aus nichtbrennbaren Baustof-
fen bestehen,

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 aus nichtbrenn-
baren Baustoffen bestehen und

3. in Gebäuden der Gebäudeklasse 3 mindestens feu-
erhemmend sein oder aus nichtbrennbaren Bau-
stoffen bestehen.

2Tragende Teile notwendiger Treppen als Außentrep-
pen von Gebäuden der Gebäudeklassen 3, 4 und 5, die 
nach § 35 Abs. 2 Nr. 3 NBauO zulässig sind, müssen aus 
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. 3Satz 2 gilt ent-
sprechend für Umwehrungen notwendiger Treppen in 
Gebäuden der Gebäudeklassen 4 und 5, nicht jedoch 
für Handläufe.

(3) Vor einer Treppe, die hinter einer Tür beginnt, wel-
che in Richtung der Treppe aufschlägt, ist ein Treppen-
absatz erforderlich, dessen Länge mindestens der Breite 
der Tür entsprechen muss.
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(4) Statt notwendiger Treppen dürfen Rampen mit ei-
ner Neigung von nicht mehr als 10 Prozent vorhanden 
sein.

§ 35 Notwendige Treppenräume  

(1) 1Jede notwendige Treppe muss zur Sicherstellung 
der Rettungswege aus den Geschossen ins Freie in ei-
nem eigenen, durchgehenden Treppenraum liegen 
(notwendiger Treppenraum). 2Notwendige Treppen-
räume müssen so angeordnet und ausgebildet sein, 
dass die Nutzung der notwendigen Treppen im Brand-
fall ausreichend lang möglich ist. 3Sind mehrere not-
wendige Treppenräume erforderlich, so müssen sie so 
verteilt sein, dass sie möglichst entgegengesetzte 
Fluchtrichtungen bieten und die Rettungswege mög-
lichst kurz sind.

(2) Notwendige Treppen sind ohne eigenen Treppen-
raum zulässig

1. in Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,

2. für die Verbindung von höchstens zwei Geschossen 
innerhalb derselben Nutzungseinheit von insge-
samt nicht mehr als 200 m² Grundfläche, wenn in 
jedem Geschoss ein anderer Rettungsweg erreicht 
werden kann,

3. als Außentreppe, wenn ihre Nutzung auch im 
Brandfall ausreichend sicher ist.

(3) 1Jeder notwendige Treppenraum muss einen unmit-
telbaren Ausgang ins Freie haben. 2Ein mittelbarer Aus-
gang ist zulässig, wenn der zwischen dem notwendigen 
Treppenraum und dem Ausgang ins Freie liegende 
Raum

1. dem Verkehr dient,

2. mindestens so breit ist wie der breiteste Treppenlauf 
des Treppenraums,

3. Wände hat, die die Anforderungen an die Wände 
des Treppenraums erfüllen,

4. zu anderen Räumen, ausgenommen notwendige 
Flure, keine Öffnungen hat und

5. zu notwendigen Fluren nur Öffnungen mit rauch-
dichten und selbstschließenden Abschlüssen hat.
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(4) Notwendige Treppenräume müssen zu belüften und 
zu beleuchten sein und zur Rauchableitung  ausrei-
chende Fenster oder sonstige Öffnungen haben.

§ 15 Notwendige Treppenräume (zu § 35 NBauO)

(1) 1Wände von notwendigen Treppenräumen müssen 
als raumabschließende Bauteile

1. in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 die Anforderun-
gen an Brandwände erfüllen, dürfen jedoch Öff-
nungen haben,

2. in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 auch unter zu-
sätzlicher mechanischer Beanspruchung mindes-
tens hochfeuerhemmend sein, und

3. in Gebäuden der Gebäudeklassen 1, 2 und 3 min-
destens feuerhemmend sein.

2Abweichend von Satz 1 Nrn. 2 und 3 müssen Wände 
im Sinne des Satzes 1 in Kellergeschossen von Gebäu-
den der Gebäudeklassen 3 und 4 feuerbeständig sein. 
3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Wände Au-
ßenwände sind und aus nichtbrennbaren Baustoffen 
bestehen und der notwendige Treppenraum als Ret-
tungsweg durch andere an diese Außenwände anschlie-
ßende Gebäudeteile im Brandfall nicht gefährdet wer-
den kann. 4Führt ein mittelbarer Ausgang im Sinne des 
§ 35 Abs. 3 Satz 3 NBauO über einen Windfang, so ge-
nügt es, wenn die Wand zwischen dem notwendigen 
Treppenraum und dem Windfang aus nichtbrennbaren 
Baustoffen besteht.

(2) 1Notwendige Treppenräume müssen

1. in jedem über dem zu ebener Erde gelegenen Ge-
schoss mindestens ein Fenster zum Freien, das ge-
öffnet werden kann und einen freien Querschnitt 
von mindestens 0,5 m2 hat, oder

2. an ihrer obersten Stelle mindestens eine Öffnung 
zur Rauchableitung

haben. 2In Gebäuden der Gebäudeklasse 5 müssen not-
wendige Treppenräume mindestens die Anforderung 
nach Satz 1 Nr. 2 erfüllen. 3In Gebäuden der Gebäude-
klassen 4 und 5 müssen für notwendige Treppenräume, 
die die Anforderung nach Satz 1 Nr. 1 nicht erfüllen, 
zusätzlich zu der Anforderung nach Satz 1 Nr. 2 Vor-
kehrungen zur Rauchableitung getroffen sein, wenn 
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